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1 Einleitung 

Die sog. Doppelverbeitragung ist vor allem in Bezug auf die bAV ein in Medien und 

politischer Diskussion häufig verwendeter Begriff. Meist entbehren die dort geäußerten 

Ansichten jedoch einer Präzisierung des Begriffs einerseits sowie einer ökonomischen 

Fundierung andererseits. Das Kurzgutachten „Die Doppelverbeitragung von Beiträgen 

und Rückflüssen in der deutschen Alterssicherung“ (Kiesewetter/Menzel/Tschinkl, 

2019) präzisiert daher den Begriff, indem Beiträge zu und Rückflüsse aus einer 

Maßnahme der Alterssicherung als Teile einer einheitlichen ökonomischen Maßnahme 

verstanden werden, die dazu dient, Konsummöglichkeiten aus der Erwerbs- in die 

Rentenphase zu verlagern. Doppelverbeitragung liegt gemäß diesem Verständnis 

dann vor, wenn sowohl Renten als auch die Beiträge, durch welche die 

Rentenansprüche begründet werden, im selben Zweig der Sozialversicherung voll 

beitragspflichtig sind.1  

In dieser Sichtweise zeigt sich, dass es bei der gesetzlichen Rentenversicherung (RV), 

die für einen Großteil der Beschäftigten noch immer die wichtigste Säule der 

Altersvorsorge bildet und für diese ferner als „Zwangssystem“ ausgestaltet ist, zu einer 

systematischen Doppelverbeitragung in der gesetzlichen Krankenversicherung (KV) 

und Pflegeversicherung (PV) kommt. Auch bei der betrieblichen Altersversorgung 

(bAV) sind Konstellationen möglich, in denen es zu Doppelverbeitragungen kommt, 

beispielsweise soweit in der Erwerbsphase mehr als 4 % der Beitragsbemessungs-

grenze der allgemeinen RV einer Maßnahme der bAV per Entgeltumwandlung 

zugeführt werden. Das Argument, dass in der Erwerbsphase das Arbeitsentgelt und in 

der Rentenphase die bAV-Renten zur Beitragsbemessung herangezogen werden und 

deshalb keine Doppelverbeitragung gegeben sei, ist ökonomisch nicht haltbar.  

In der hier vertretenen Sichtweise resultiert bei der bAV nicht in allen Fällen eine 

Doppelverbeitragung. Vielmehr hat der Gesetzgeber systematische Begünstigungen 

geschaffen. So kommt es bei Gehaltsumwandlung unterhalb der sozialversicherungs-

rechtlichen Freibeträge zu einer nur einmaligen Verbeitragung in KV und PV, während 

in gesetzlicher RV und Arbeitslosenversicherung (AV) eine Verbeitragung unterbleibt.  

                                                             
1  Grundlegend zu möglichen Verbeitragungsformen und deren ökonomischer Wirkung vgl. 

Kiesewetter et al. (2016), S. 139 ff.  
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Kiesewetter/Menzel/Tschinkl (2019) weisen darauf hin, dass diese Feststellungen 

bezüglich der Doppelverbeitragung zwar intuitiv und leicht nachvollziehbar sind; zu 

einer exakten Beurteilung einer die Erwerbs- und Rentenphase umfassenden Ver-

beitragungsintensität (VINT) reichen sie jedoch nicht aus. 

Eben diese Lücke wird durch vorliegendes Gutachten geschlossen. Es wird ein 

Maßstab zur Beurteilung der VINT unterschiedlicher Altersvorsorgeformen entwickelt. 

Das Maß der VINT ist exakter als die in Kiesewetter/Menzel/Tschinkl (2019) 

eingeführte Präzisierung der Doppelverbeitragung, steht zu dieser jedoch nicht in 

Widerspruch. Die Maßgröße VINT erhebt den Anspruch, losgelöst von der bAV für alle 

Säulen der Altersvorsorge Aussagekraft zu besitzen. Basierend auf dieser Definition 

können die einzelnen Vorsorgeformen hinsichtlich ihrer VINT beurteilt werden. Dies 

geschieht mithilfe eines Ordnungsschemas, in dem Bezüge in der Rentenphase und 

das Arbeitsentgelt, aus dem sie durch Beiträge oder planmäßige Anlage aufgebaut 

worden sind, als Einheit aufgefasst werden und in dem Sozialversicherungsbeiträge 

unabhängig davon erfasst werden, ob diese vom Arbeitnehmer bzw. Rentner selbst 

oder von dritter Seite geleistet werden. Ökonomisch sind Beiträge des Arbeitgebers 

oder die vom Rentenversicherungsträger getragenen Beiträge gleichwertig mit einer 

äquivalenten Erhöhung des Lohns bzw. der Rente, aus der die Beiträge sodann vom 

Arbeitnehmer bzw. Rentner selbst geleistet werden könnten. 

Zur Bestimmung der VINT wird ein modelltheoretischer Ansatz gewählt. Dabei findet 

die relative Belastung der Beiträge zu den jeweiligen Altersvorsorgeformen einerseits 

und der Rentenleistungen andererseits ebenso Berücksichtigung wie das im 

Durchschnitt zu erwartende Austauschverhältnis zwischen Beiträgen und Leistungen. 

Dadurch kann die VINT genau bestimmt werden, sodass belastbare Aussagen über 

Mehr- oder Minderverbeitragungen möglich sind. Es handelt sich hierbei um eine 

typisierende Individualbetrachtung, die auf den getroffenen Annahmen basiert. Im 

Rahmen von Sensitivitätsanalysen wird ausgelotet, wie empfindlich die Rechen-

ergebnisse auf Variationen der zugrunde gelegten Annahmen reagieren. Dabei zeigt 

sich, dass die Reagibilität gering und die Maßgröße folglich belastbar erscheint. 

Da die Maßgröße VINT den gesamten Lebenszyklus eines Individuums, also sämtliche 

Beiträge und Rückflüsse einer Vorsorgemaßnahme abdeckt, fließen zwangsläufig 

Annahmen über die Rendite der Maßnahme ein. Da die Renditen der Vorsorge-

systeme auf unterschiedlichen Einflussfaktoren beruhen und im Übrigen nur schwer 
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zu prognostizieren sind, arbeiten wir diesbezüglich mit abstrakten Annahmen und 

zeigen, dass die Rechenergebnisse nur wenig sensitiv auf Renditeunterschiede 

reagieren.  

Die Ergebnisse der Berechnungen zeigen für die aktuelle Rechtslage, dass mittels 

bAV vorsorgende Spitzenverdiener mit einem Verdienst jenseits der beiden Beitrags-

bemessungsgrenzen diskriminiert werden, da sie von der Abzugsfähigkeit der Beiträge 

nicht profitieren, ihre betrieblichen Zusatzrenten aber verbeitragt werden. Dies scheint 

jedoch hinnehmbar bzw. mag politisch gewollt sein, da diese Personen in aller Regel 

auf andere Vorsorgealternativen zurückgreifen (können). Gering- und Durchschnitts-

verdiener dagegen profitieren von der sozialversicherungsrechtlichen Begünstigung 

maximal, wenn sie im Umfang von vier Prozent der Beitragsbemessungsgrenze zur 

gesetzlichen RV Entgelt umwandeln. Bei rein vorgelagert verbeitragter privater 

Altersvorsorge beträgt die VINT stets 100 %. Folglich wird ein Arbeitnehmer, der 

zusätzlich individuell vorsorgt gegenüber einer Vergleichsperson, die sich nur auf die 

gesetzliche RV verlässt, weder diskriminiert noch bevorteilt. Die seit dem BRSG 

ebenfalls vorgelagert verbeitragte Riester-bAV ist aufgrund der Zulagengewährung 

gegenüber der gesetzlichen RV begünstigt.  

Beim Vergleich mit früheren Rechtsständen fällt auf, dass die Entgeltumwandlung seit 

Inkrafttreten des BRSG aufgrund des verpflichtenden Arbeitgeberzuschusses etwas 

stärker begünstigt ist als noch davor. Vor allem die Riester-bAV hat vom BRSG 

profitiert, da sie nunmehr rein vorgelagert verbeitragt ist. Dies spiegelt sich in einer 

deutlich geringeren VINT wider. Bezieht man die Rechtslage bis 2003 in die 

Betrachtung ein, wird deutlich, dass der bis dato erhobene halbe Beitragssatz auf bAV-

Renten zu verhältnismäßig niedrigen VINT geführt hat.  

Das Gutachten ist wie folgt aufgebaut. In Kapitel 2 wird ausführlich der Formelapparat 

des Modells erläutert und entwickelt. Dabei wird nach den verschiedenen Altersvor-

sorgeformen untergliedert. Wo es notwendig ist, werden auch vom Status quo 

(Rechtslage 2019) abweichende Rechtsstände einbezogen. Während dieses Kapitel 

noch allgemein gehalten ist, folgen in Kapitel 3 ausführliche Berechnungen für 

bestimmte Modellfälle. Auch hier erfolgt eine Unterteilung nach Vorsorgealternativen 

und teilweise Rechtsständen. In Kapitel 4 wird der Einfluss der Rendite auf die zuvor 

gewonnenen Erkenntnisse dargestellt. Kapitel 5 fasst die Ergebnisse zusammen.  
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2 Modelltheoretische Herleitung 

Ausgangspunkt der Betrachtung ist die Ermittlung der Höhe der Sozialversicherungs-

beiträge in den einzelnen Sozialversicherungszweigen. Fortan wird zwischen Anwart-

schafts-2 und Rentenphase sowie Arbeitnehmer- und Arbeitgeberseite unterschieden. 

Außerdem wird zwischen den einzelnen Zweigen der Sozialversicherung differenziert. 

Je nach betrachteter Altersvorsorgeform ergeben sich unterschiedliche Sozial-

abgaben. Die gesetzlichen Rahmenbedingungen erfuhren in den letzten beiden Jahr-

zehnten einige Änderungen. Um eine vergleichende Untersuchung zu ermöglichen, 

werden die jeweiligen Rechtsstände in diesem Kapitel separat abgebildet. Dies erfolgt 

derart, dass für jeden einzelnen Rechtsstand jeweils unterstellt wird, dass dieser für 

den gesamten Betrachtungszeitraum Gültigkeit besitzt. Für zurückliegende (und auch 

zukünftige) Reformen wird in diesem Gutachten also angenommen, dass der jeweils 

neu geschaffene Rechtsrahmen auf unbestimmte Zeit gültig bleibt. Dass einige 

Regelungen rückwirkende Änderungen erfahren haben, war bei vorherigen Reformen 

weder geplant noch war es ex ante prognostizierbar. Gleiches dürfte für zukünftige 

Änderungen gelten. Somit werden für die Untersuchung des Status quo (Rechtsstand 

2019) die derzeit geltenden Regelungen ohne Einschränkungen in die Zukunft 

projiziert. Dies erscheint auch deshalb sinnvoll, da seriöse Vorhersagen zu zukünftigen 

Entwicklungen jenseits von bereits diskutierten Reformvorschlägen nicht möglich sind. 

Das Modell ist unterteilt in die beiden Perioden der Erwerbs- und Rentenphase. In der 

Erwerbsphase wird ein angestellter Arbeitnehmer angenommen, der laufendes 

Arbeitsentgelt bezieht. Wie in Kiesewetter/Menzel/Tschinkl (2019) erläutert, ist diese 

Person während der Erwerbsphase in allen vier Zweigen der Sozialversicherung 

versichert, sodass das Arbeitsentgelt der Verbeitragung unterliegt, soweit es die jewei-

ligen Beitragsbemessungsgrenzen nicht übersteigt. Der betrachtete Arbeitnehmer tritt 

zu Beginn des Jahres 𝑡 = 𝜇 in das Arbeitsleben ein, welches 𝑚 Jahre andauert und 

mit Ablauf des Jahres 𝑡 = 𝛾 endet (Erwerbsphase). Während der Erwerbsphase erzielt 

er als jährliches Arbeitsentgelt das Bruttogehalt 𝐵𝐺. Andere Einkommensquellen seien 

annahmegemäß nicht vorhanden. 

                                                             
2  In Kiesewetter/Menzel/Tschinkl (2019) und auch in diesem Gutachten werden die Begriffe 

Erwerbsphase und Anwartschaftsphase synonym verstanden und verwendet. Es sind damit jeweils 
die Perioden gemeint, in denen die betrachtete Person in einem abhängigen Beschäftigungs-
verhältnis steht und laufendes Arbeitsentgelt bezieht.  
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Im Anschluss an die Erwerbsphase ist unter Sicherheit bekannt, dass die Rentenphase 

zu Beginn des Jahres 𝑡 = 𝛾 + 1 beginnt und nach weiteren 𝑛 Jahren mit Ablauf des 

Jahres 𝑡 = 𝜔 mit dem Tod des Rentners endet. Aufgrund der Versicherungspflicht in 

der Erwerbsphase erhält die betrachtete Person mit Beginn der Rentenphase eine 

gesetzliche (Brutto-)Rente wegen Alters 𝐵𝑅(∙). Sofern die Person während der 

Erwerbsphase keine zusätzliche Altersvorsorge betrieben hat (siehe dazu unten), 

stehen ihm in der Rentenphase keine weiteren Einkommensquellen zur Verfügung. 

Von Hinterbliebenenleistungen wird ebenso abstrahiert wie vom Invaliditätsschutz. Im 

Zentrum der Untersuchung steht der Anlage- und nicht der Versicherungsaspekt der 

Vorsorgeformen.3 Dies kommt auch darin zum Tragen, dass ein deterministisches 

Modell unterstellt wird, das von Unsicherheiten in Bezug auf Renteneintrittsalter und 

Lebensdauer abstrahiert. Dieses Vorgehen ist derart zu rechtfertigen, dass durch die 

deterministische Rentenphase die im Bevölkerungsdurchschnitt zu erwartende 

verbleibende Lebenserwartung approximiert wird.4 Als weitere Vereinfachung wird 

angenommen, dass die betrachtete Person ein jährlich konstantes Bruttogehalt erzielt, 

dieses also über die gesamte Dauer der Erwerbsphase konstant ist. Gleiches gilt für 

die Höhe der Sozialversicherungsbeitragssätze sowie der sozialversichersicherungs-

rechtlichen Rechengrößen. Damit kann auf eine periodische Indizierung dieser Größen 

verzichtet werden.  

2.1 Gesetzliche Rentenversicherung5 

2.1.1 Anwartschaftsphase 

Zunächst wird die gesetzliche RV untersucht, da diese für die überwiegende Mehrheit 

der Arbeitnehmer nach wie vor die wichtigste Einkommensquelle im Alter bildet. 

Außerdem handelt es sich um ein Zwangssystem, dem sich der abhängig beschäftigte 

Arbeitnehmer in aller Regel nicht entziehen kann. Da sich die grundlegenden 

Regelungen in den letzten Jahrzehnten nicht geändert haben, muss nicht zwischen 

einzelnen Rechtsständen unterschieden werden. Wie bereits erläutert, wird unterstellt, 

dass das derzeit geltende Recht in die Zukunft projiziert werden kann. Dies gilt auch 

für die Beitragssätze in den einzelnen Zweigen der Sozialversicherung sowie für die 

                                                             
3  Das Kalkül würde sich dadurch nur verkomplizieren, ohne dass ein Einfluss auf die Ergebnisse zu 

erwarten wäre. Vgl. auch Brassat/Kiesewetter (2003), S. 1053. 
4  So auch beispielsweise in Kiesewetter/Menzel (2019), die Auswirkungen des BRSG auf die 

Geringverdienerförderung in der bAV modelltheoretisch aufzeigen.  
5  In den Formeln wird dieser Rechtsstand mit dem hochgestellten Zusatz „GRV“ kenntlich gemacht. 
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Beitragsbemessungsgrenzen.6 Es werden die bereits in Kiesewetter/Menzel/Tschinkl 

(2019) angesprochenen Annahmen getroffen. So wird eine reguläre und volle 

Verbeitragung des Arbeitsentgelts grundsätzlich unabhängig von dessen konkreter 

Höhe vorgenommen, soweit es die Beitragsbemessungsgrenzen nicht übersteigt. Das 

bedeutet, dass beispielsweise von den Besonderheiten für geringfügig Beschäftigte 

und für Beschäftigte in der sog. Gleitzone abstrahiert wird. Bei Überschreiten der 

Jahresarbeitsentgeltgrenze wird angenommen, dass der Arbeitnehmer freiwillig in der 

gesetzlichen KV und PV versichert bleibt, sodass in diesen Fällen KV- und PV-Beiträge 

auf die Beitragsbemessungsgrenze erhoben werden.  

Basierend auf diesen Annahmen können nun die sich ergebenden Sozialver-

sicherungsbeiträge formelmäßig bestimmt werden. In der Anwartschaftsphase hat der 

Arbeitgeber bis zur Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen KV und PV 

(𝐵𝐵𝐺0121) bzw. der gesetzlichen RV und AV (𝐵𝐵𝐺3141) Sozialabgaben auf das 

Bruttogehalt abzuführen. Insoweit handelt es sich neben dem Bruttogehalt um einen 

zusätzlichen Aufwand des Arbeitgebers. 

Die in der Anwartschaftsphase anfallenden Sozialversicherungsbeiträge des Arbeit-

gebers ermitteln sich in den einzelnen Versicherungszweigen zu: 

𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]4<31 = 𝑏01 ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝐵𝐺; 𝐵𝐵𝐺0121] = 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]4<31 

𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑃𝑉]4<31 = 𝑏21 ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝐵𝐺; 𝐵𝐵𝐺0121]																																	 

𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]4<31 = 𝑏31 ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝐵𝐺; 𝐵𝐵𝐺3141] = 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]4<31 

𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐴𝑉]4<31 = 𝑏41 ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝐵𝐺; 𝐵𝐵𝐺3141] = 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐴𝑉]4<31 

Seit dem 01.01.2019 wird auch der krankenkassenindividuelle Zusatzbeitrag pari-

tätisch auf Arbeitgeber und Arbeitnehmer aufgeteilt. Insofern handelt es sich beim 

Krankenkassenbeitragssatz 𝑏01 um den Gesamtbeitragssatz inklusive Zusatzbeitrag.  

Aus Sicht des Arbeitnehmers ergeben sich die Sozialabgaben analog. Es ist lediglich 

zu beachten, dass über 23-jährige Kinderlose einen Zusatzbeitrag in der PV 𝑏21B zu 

leisten haben. Sofern die Voraussetzungen zutreffen, nimmt die Variable ∝ den Wert 

                                                             
6  Die fortan betrachteten Beitragssätze und Beitragsbemessungsgrenzen entsprechen somit den-

jenigen, die zum Stichtag 01.04.2019 Gültigkeit besitzen. Gleichwohl lässt die gewählte Modellierung 
eine Anpassung der Beitragssätze zu, um so beispielsweise zukünftige Veränderungen abbilden zu 
können. 
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1, andernfalls den Wert 0 an. Der PV-Beitrag des Arbeitnehmers beträgt bei Vorsorge 

mittels gesetzlicher RV somit: 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]4<31 = (𝑏21+∝∙ 𝑏21B) ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝐵𝐺; 𝐵𝐵𝐺0121] 

2.1.2 Rentenphase 

Die Höhe der gesetzlichen Bruttorente ermittelt sich grundsätzlich anhand der Renten-

formel, d.h. durch Multiplikation der erdienten Entgeltpunkte mit dem Zugangsfaktor, 

dem Rentenartfaktor und dem aktuellen Rentenwert. Insofern ergibt sich die Rendite 

der gesetzlichen RV implizit.7 Dem entgegen wird nachfolgend die Rendite explizit 

modelliert, indem sich die von Arbeitnehmer und Arbeitgeber geleisteten Beiträge 

(𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]4<31 und 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]4<31) mit der Rendite 𝑟<31 verzinsen. Diese ist über den 

gesamten Betrachtungszeitraum konstant. Damit kann eine bessere Vergleichbarkeit 

mit den Ergebnissen der anderen in dieser Arbeit betrachteten Vorsorgeformen 

erreicht werden, die für gewöhnlich an einer konkreten Rendite p.a. gemessen werden. 

Unter diesen Annahmen ergibt sich am Ende der Anwartschaftsphase (nach 𝑚 Jahren) 

ein (impliziter) Deckungsstock (𝐷E<31) in Abhängigkeit davon, ob die Rendite der 

gesetzlichen RV größer oder gleich Null ist zu: 

𝐷E<31 =

⎩
⎪
⎨

⎪
⎧ (𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]4<31 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]4<31) ∙

(1 + 𝑟<31)E − 1
𝑟<31KLLLLMLLLLN

OPQRSTUV,EX

				𝑓ü𝑟	𝑟<31 > 0

(𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]4<31 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]4<31) ∙ 𝑚																																		𝑓ü𝑟	𝑟<31 = 0	

 

Dieser Deckungsstock wird beim Übertritt in die Rentenphase verrentet. Es wird eine 

aktuarisch faire Rente8 zu Beginn eines jeden Jahres ausgezahlt, die den Deckungs-

stock am Ende der Rentenphase komplett aufzehrt: 

𝐵𝑅<31 =

⎩
⎪⎪
⎨

⎪⎪
⎧𝐷E<31 ∙

(1 + 𝑟<31)] ∙ 𝑟<31

(1 + 𝑟<31)] − 1KLLLLLMLLLLLN
P^QRSTUV,]X

						𝑓ü𝑟	𝑟<31 > 0

𝐷E<31 ∙
1
𝑛
																																					𝑓ü𝑟	𝑟<31 = 0

 

                                                             
7  Für Berechnungen zur Rendite der gesetzlichen RV vgl. Ohsmann/Stolz (2004), Schnabel (1998) 

sowie Schröder (2012).  
8  Siehe hierzu grundlegend Friedman/Warshawsky (1990), Mitchell et al. (1999) sowie 

Kiesewetter/Thaut (2004).  
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An dieser Stelle ist zu betonen, dass es sich angesichts der Tatsache, dass die 

gesetzliche RV ein Umlage- oder Pay-as-you-go-System ist, um einen fiktiven 

Deckungsstock handelt, also um ein rechnerisches Zwischenergebnis bei der 

Ermittlung der Rentenleistung aus den geleisteten Beiträgen und unter Vorgabe einer 

gegriffenen Rendite. 

Die gesetzliche Bruttorente unterliegt der Verbeitragung in KV und PV der Rentner. 

Obwohl die Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenphase für die überwiegende 

Mehrzahl der Rentner keine Bedeutung hat, wird diese fortan trotzdem betrachtet. 

Damit können im Folgenden auch Renditevariationen und hohe Einkommen und damit 

hohe Ansparbeträge im Modell abgebildet werden. Die KV- und PV-Beiträge in der 

Rentenphase ergeben sich zu: 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]3<31 = 𝑏01 ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝐵𝑅<31; 𝐵𝐵𝐺0121]																											 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]3<31 = (2 ∙ 𝑏21+∝∙ 𝑏21B) ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝐵𝑅<31; 𝐵𝐵𝐺0121] 

Wie die obige Formel zeigt, trägt der Rentner nur den hälftigen Beitragssatz zur 

gesetzlichen KV. Die andere Hälfte wird vom Rentenversicherungsträger über-

nommen. Dessen Belastung beträgt (analog zum Rentner): 

𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]3<31 = 𝑏01 ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝐵𝑅<31; 𝐵𝐵𝐺0121] 

Aus Vereinfachungsgründen wird auf die bereits eingeführte Symbolik zurückgegriffen. 

Der Rentenversicherungsträger wird in der eben dargestellten Formel somit verein-

fachend als Arbeitgeber bezeichnet. Damit kann auf die Einführung weiterer Symbole 

verzichtet werden. 

Auch für die Rentenphase ist bei ausschließlicher Vorsorge über die gesetzliche RV 

keine weitere zeitliche Differenzierung vorzunehmen, da sich die gesetzlichen 

Rahmenbedingungen nicht geändert haben bzw. auch für vergangene Zeiträume die 

oben dargestellte Ermittlung der Rentenhöhe unterstellt wird. 
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2.1.3 Durchschnittlicher Verbeitragungssatz 

Summiert man die gesamten vom Arbeitnehmer bzw. Rentner über dessen Erwerbs- 

und Rentenleben zu leistenden Sozialversicherungsbeiträge auf, ergeben sich in den 

einzelnen Sozialversicherungszweigen die Gesamtbeitragslasten: 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]<31 = 𝑚 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]4<31 + 𝑛 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]3<31 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]<31 = 𝑚 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]4<31 + 𝑛 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]3<31	 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]<31 = 𝑚 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]4<31																																						 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐴𝑉]<31 = 𝑚 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐴𝑉]4<31																																						 

Analog lassen sich auch die Beiträge des Arbeitgebers und des Rentenversiche-

rungsträgers in den einzelnen Sozialversicherungszweigen darstellen: 

𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]<31 = 𝑚 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]4<31 + 𝑛	 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]3<31 

𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑃𝑉]<31 = 𝑚 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑃𝑉]4<31																																							 

𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]<31 = 𝑚 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]4<31																																							 

𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐴𝑉]<31 = 𝑚 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐴𝑉]4<31																																							 

In Bezug auf Arbeitnehmer und Arbeitgeber bzw. Rentenversicherungsträger ergeben 

sich differenziert nach Anwartschafts- und Rentenphase folgende Summen: 

Anwartschaftsphase: 

𝐴𝑟𝑏𝑁4<31 = 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]4<31 + 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]4<31 + 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]4<31 + 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐴𝑉]4<31 

𝐴𝑟𝑏𝐺4<31 = 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]4<31 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑃𝑉]4<31 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]4<31 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐴𝑉]4<31 

Rentenphase: 

𝐴𝑟𝑏𝑁3<31 = 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]3<31 + 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]3<31																																																																		 

𝐴𝑟𝑏𝐺3<31 = 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]3<31																																																																																																			 

Oder alternativ in Summe über alle Sozialversicherungszweige hinweg leisten Arbeit-

geber und Arbeitnehmer die Beiträge: 

𝐴𝑟𝑏𝑁<31 = 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]<31 + 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]<31 + 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]<31 + 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐴𝑉]<31 

𝐴𝑟𝑏𝐺<31 = 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]<31 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑃𝑉]<31 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]<31 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐴𝑉]<31	 

Um einen durchschnittlichen Verbeitragungssatz in den einzelnen Zweigen ermitteln 

zu können, werden nun zunächst alle Bruttoeinnahmen des Arbeitnehmers bzw. 
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Rentners aufsummiert. Ausgangspunkt ist daher die Summe aus allen Bruttozuflüssen 

in Anwartschafts- und Rentenphase, d.h. die Summe aus Bruttolöhnen (𝑚 ∙ 𝐵𝐺) und 

Bruttorenten (𝑛 ∙ 𝐵𝑅<31).  

Weiterhin werden dem Arbeitnehmer auch die Arbeitgeberanteile zur Sozialver-

sicherung (𝑚 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝐺4<31) zugerechnet. Unabhängig von der Bezeichnung stellen diese 

aus Sicht des Arbeitgebers genauso Arbeitskosten dar wie der Bruttolohn selbst. Die 

vom Arbeitgeber abgeführten Sozialversicherungsbeiträge sind somit nichts anderes 

als impliziter Bruttolohn. Der Arbeitnehmer könnte selbst die gesamten Sozialversiche-

rungsbeiträge tragen, wenn er dafür das gesamte Kostenpaket als Bruttolohn zur 

Verfügung gestellt bekäme. Die Aufteilung der Sozialversicherungsbeiträge auf Arbeit-

geber und Arbeitnehmer ist historisch gewachsen. Genauso gut wäre denkbar, dass 

alle Sozialversicherungsbeiträge auf der Lohnabrechnung ausgewiesen und für den 

Arbeitnehmer transparent abgeführt werden. Auf einem funktionierenden Arbeitsmarkt 

ist davon auszugehen, dass die Höhe der Sozialversicherungsbeiträge das Lohn-

niveau beeinflussen und dass z.B. eine steigende Abgabenlast Einfluss auf individuelle 

und kollektive Gehaltsverhandlungen hat. Ob und in welchem Umfang steigende 

Sozialabgaben durch Gehaltssteigerungen kompensiert werden können, hängt von 

der Marktmacht der Verhandlungsparteien ab. Die Inzidenz der Abgabenlast ist daher 

nicht pauschal festzustellen.   

Die gesetzlichen Bruttorenten ergeben sich unter den getroffenen Annahmen schließ-

lich aus der Verrentung des impliziten Deckungsstocks. Dieser wiederum ergibt sich 

aus den in der Anwartschaftsphase geleisteten RV-Beiträge und der damit erwirt-

schafteten Rendite. Folglich bestehen die Bruttorenten zum Teil aus bloßen Kapital-

rückzahlungen, nämlich gerade in der Höhe der geleisteten RV-Beiträge. Deshalb 

werden von der Summe aller Bruttoeinnahmen alle vom Arbeitnehmer und Arbeitgeber 

in die gesetzliche RV geleisteten Beiträge (𝑚 ∙ (𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]4<31 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]4<31)) ausge-

schieden, um Doppelzählungen in Anwartschafts- und Rentenphase zu vermeiden. 

Andernfalls würden die durchschnittlichen Verbeitragungssätze verzerrt. Die RV-

Beiträge des Arbeitgebers werden im Ergebnis einmal hinzugerechnet (𝑚 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝐺4<31) 

und anschließend wieder abgezogen, da insoweit eine Kapitalrückzahlung vorliegt.  

Außerdem sind die vom Rentenversicherungsträger in der Rentenphase geleisteten 

KV-Beiträge (𝑛 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]3<31) hinzuzuaddieren. Diesbezüglich handelt es sich unter 

analoger Argumentation zu oben um einen zweckgebundenen Rentenzuschuss.  
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Das bereinigte Gesamtbruttolebenseinkommen beträgt damit: 

𝐵<31 = 𝑚 ∙ 𝐵𝐺 +𝑚 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝐺4<31 + 𝑛 ∙ 𝐵𝑅<31 − 𝑚 ∙ (𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]4<31 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]4<31)	

												+	𝑛 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]3<31 

Dieses bereinigte Gesamtbruttoeinkommen erfasst alle dem Arbeitnehmer bzw. 

Rentner über dessen gesamtes Leben (explizit und implizit) zufließenden Einkommen, 

die er aufgrund seiner Arbeitsleistung und Vorsorgewahl erwirtschaftet. Die Arbeit-

geberanteile zur Sozialversicherung und Rentenzuschüsse werden dabei ebenfalls 

und damit analog zum Bruttolohn bzw. zur Bruttorente als zugeflossen betrachtet, da 

insoweit ein zweckgebundener Zuschuss vorliegt. Intertemporale Kapitalumschich-

tungen werden dahingegen vernachlässigt. Auf eine Auf- bzw. Abzinsung der Ein-

kommenszuflüsse wird verzichtet, da andernfalls der durchschnittliche Verbei-

tragungssatz durch die Höhe des Kalkulationszinssatzes beeinflusst würde.  

Es ergeben sich schließlich die durchschnittlichen, auf das gesamte Leben des Arbeit-

nehmers bzw. Rentners bezogenen Arbeitnehmer-Verbeitragungssätze in den ein-

zelnen Versicherungszweigen: 

∅𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]<31 =
𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]<31

𝐵<31  

∅𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]<31 =
𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]<31

𝐵<31  

∅𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]<31 =
𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]<31

𝐵<31  

∅𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐴𝑉]<31 =
𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐴𝑉]<31

𝐵<31  

Gleiches gilt für die durchschnittlichen Arbeitgeber-Verbeitragungssätze: 

∅𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]<31 =
𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]<31

𝐵<31  

∅𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑃𝑉]<31 =
𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑃𝑉]<31

𝐵<31  

∅𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]<31 =
𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]<31

𝐵<31  

∅𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐴𝑉]<31 =
𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐴𝑉]<31

𝐵<31  
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Auch für die einzelnen Versicherungszweige können durchschnittliche Verbeitra-

gungssätze angegeben werden: 

∅𝐾𝑉<31 =
𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]<31 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]<31

𝐵<31  

∅𝑃𝑉<31 =
𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]<31 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑃𝑉]<31

𝐵<31  

∅𝑅𝑉<31 =
𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]<31 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]<31

𝐵<31  

∅𝐴𝑉<31 =
𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐴𝑉]<31 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐴𝑉]<31

𝐵<31  

Ebenso lassen sich durchschnittliche (Gesamt-)Arbeitnehmer- und (Gesamt-)Arbeit-

geber-Verbeitragungssätze über alle Versicherungszweige ermitteln: 

∅𝐴𝑟𝑏𝑁<31 =
𝐴𝑟𝑏𝑁<31

𝐵<31  

∅𝐴𝑟𝑏𝐺<31 =
𝐴𝑟𝑏𝐺<31

𝐵<31  

Abschließend kann auch ein durchschnittlicher Gesamtverbeitragungssatz über 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer hinweg errechnet werden: 

∅<31 =
𝐴𝑟𝑏𝑁<31 + 𝐴𝑟𝑏𝐺<31

𝐵<31  

2.2 Betriebliche Altersversorgung in Form der Entgeltumwandlung 

Als zweite Altersvorsorgevariante wird neben der gesetzlichen RV die bAV betrachtet. 

Die bAV untergliedert sich in fünf Durchführungswege, die sich wiederum in interne 

und externe Durchführungswege unterteilen lassen. Von Bedeutung für die weitere 

Untersuchung sind insbesondere die externen Durchführungswege. Ob es sich um 

eine Direktversicherung, einen Pensionsfonds oder eine Pensionskasse handelt, kann 

dahingestellt bleiben. Dies hat keinen Einfluss auf die Verbeitragung der bAV. Gleiches 

gilt für die Zusageart. Da sich die sozialversicherungsrechtlichen Regelungen in den 

letzten Jahrzehnten geändert haben, muss in diesem Kapitel nun jedoch eine zeitliche 

Differenzierung vorgenommen werden. 
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Um einen aussagekräftigen Vergleich zu ermöglichen, wird fortan unterstellt, dass der 

betrachtete Arbeitnehmer vorsorgeformenübergreifend stets den gleichen Teil seines 

Bruttogehalts (𝐵𝐺(∙)) in die verschiedenen Vorsorgealternativen investiert. 

2.2.1 Anwartschaftsphase 

Um Vergleichbarkeit unabhängig von der Altersvorsorgeform zu gewährleisten, wird 

unterstellt, dass dem Arbeitnehmer wiederum ausschließlich das jährliche Bruttogehalt 

𝐵𝐺 zur Verfügung steht. Dieses kann zur Finanzierung einer bAV verwendet werden 

(𝐵𝐺a41). Der Teil des Bruttogehalts, der nicht für die bAV genutzt wird, unterliegt der 

Verbeitragung als „gewöhnliches Bruttogehalt“, womit hieraus analog zu Abschnitt 2.1 

Ansprüche aus der gesetzlichen RV entstehen. 

Die bAV kann in der Anwartschaftsphase durch Arbeitgeber-, Arbeitnehmer oder beide 

Akteure finanziert werden. Unabhängig von der Finanzierung greift grundsätzlich die 

Steuer- und Sozialversicherungsfreiheit des § 3 Nr. 63 EStG i.V.m. § 1 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 9 SvEV. Für die weitere modelltheoretische Betrachtung wird jedoch unterstellt, 

dass eine reine Arbeitnehmerfinanzierung und damit eine Entgeltumwandlung vorliegt. 

Damit gelten die Ausführungen auch für die internen Durchführungswege, da auch hier 

in der Anwartschaftsphase nur maximal 4 % der Beitragsbemessungsgrenze der 

allgemeinen RV beitragsfrei umgewandelt werden können (§ 14 Abs. 1 Satz 2 

SGB IV). 

2.2.1.1 Rechtsstand Status quo (d.h. seit 2018)9 

Seit Inkrafttreten des BRSG, d.h. seit dem 01.01.2018, sind in den externen Durch-

führungswegen zwar bis zu 8 % der Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen RV 

steuerfrei, der sozialversicherungsfreie Dotierungsrahmen ergibt sich jedoch weiterhin 

nur zu 4 % der oben genannten Beitragsbemessungsgrenze. Diese Regelung gilt so 

seit Inkrafttreten des AltEinkG im Jahr 2005. Wendet der Arbeitnehmer den Anteil 

𝐵𝐺a41 seines gesamten Bruttogehalts im Rahmen einer Entgeltumwandlung für eine 

bAV auf, ergeben sich die in der Anwartschaftsphase vom Arbeitgeber und 

Arbeitnehmer zu tragenden Sozialversicherungsbeiträge zu: 

                                                             
9  In den Formeln wird dieser Rechtsstand mit dem hochgestellten Zusatz „bAV“ kenntlich gemacht. 
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𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]4a41 = 𝑏01 ∙ 𝑚𝑖𝑛[(𝐵𝐺 −𝑚𝑖𝑛[𝐵𝐺a41; 0,04 ∙ 𝐵𝐵𝐺3141]); 𝐵𝐵𝐺0121] 																						

= 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]4a41 

𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑃𝑉]4a41 = 𝑏21 ∙ 𝑚𝑖𝑛[(𝐵𝐺 −𝑚𝑖𝑛[𝐵𝐺a41; 0,04 ∙ 𝐵𝐵𝐺3141]); 𝐵𝐵𝐺0121]																						 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]4a41 = (𝑏21+∝∙ 𝑏21B) ∙ 𝑚𝑖𝑛[(𝐵𝐺 −𝑚𝑖𝑛[𝐵𝐺a41; 0,04 ∙ 𝐵𝐵𝐺3141]); 𝐵𝐵𝐺0121] 

𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]4a41 = 𝑏31 ∙ 𝑚𝑖𝑛[(𝐵𝐺 −𝑚𝑖𝑛[𝐵𝐺a41; 0,04 ∙ 𝐵𝐵𝐺3141]); 𝐵𝐵𝐺3131] 																					

= 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]4a41 

𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐴𝑉]4a41 = 𝑏41 ∙ 𝑚𝑖𝑛[(𝐵𝐺 −𝑚𝑖𝑛[𝐵𝐺a41; 0,04 ∙ 𝐵𝐵𝐺3141]); 𝐵𝐵𝐺3131] 																					

= 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐴𝑉]4a41 

Seit Inkrafttreten des BRSG gilt bei Entgeltumwandlung eine Weitergabeverpflichtung 

eingesparter Sozialversicherungsbeiträge durch den Arbeitgeber. Dies gilt so seit dem 

01.01.2018 für reine Beitragszusagen. Seit dem 01.01.2019 wurde der Pflichtzuschuss 

auf alle ab dann getroffenen Zusagen unabhängig von der Zusageform ausgeweitet. 

Ab dem 01.01.2022 wird ferner der gesamte Bestand an Entgeltumwandlungen vom 

verpflichtenden Arbeitgeberzuschuss erfasst. Er gilt nur in den externen Durchfüh-

rungswegen. 

Der Zuschuss beträgt grundsätzlich 15 % des Umwandlungsbetrags. Er ist jedoch vom 

Arbeitgeber nur zu leisten, soweit durch Entgeltumwandlung auch tatsächlich 

Sozialversicherungsbeiträge eingespart werden. In Abhängigkeit vom (Brutto-)Um-

wandlungsbetrag 𝐵𝐺a41, dem gesamten Bruttolohn und den Beitragsbemessungs-

grenzen ergibt sich der Arbeitgeberpflichtzuschuss zu: 

𝑃𝑓𝑙𝑖𝑐ℎ𝑡a41 = 𝑚𝑖𝑛R𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]4<31 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑃𝑉]4<31 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]4<31 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐴𝑉]4<31 				

− f𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]4a41 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑃𝑉]4a41 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]4a41 + 	𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐴𝑉]4a41g; 

0,15 ∙ 𝐵𝐺a41]																																																																																											 

Dieser Zuschuss fließt in den Vorsorgedeckungsstock des Arbeitnehmers. 
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2.2.1.2 Rechtsstand 2004 bis 201710 

Die Formeln aus Abschnitt 2.2.1.1 gelten für den Rechtsstand 2004 bis 2017 analog. 

Der einzige Unterschied besteht darin, dass vor Inkrafttreten des BRSG kein Pflicht-

zuschuss zu berücksichtigen ist. Die letzte Formel aus dem vorherigen Kapitel ist damit 

nicht anzuwenden. 

2.2.1.3 Rechtsstand bis 200311 

Für den Rechtsstand bis 2003 gelten die Ausführungen aus Abschnitt 2.2.1.2 ent-

sprechend, da es bei der Behandlung in der Anwartschaftsphase erst mit Inkrafttreten 

des BRSG zu einer (geringfügigen) Änderung kam. 

2.2.2 Rentenphase 

In der Rentenphase wird der Konsum des (Betriebs-)Rentners durch zwei Einkom-

mensquellen gespeist. Zum einen erzielt er eine Bruttorente aus der bAV. Zum 

anderen besteht Anspruch auf eine (zusätzliche) gesetzliche Rente. Die Behandlung 

der gesetzlichen Rente wurde in Abschnitt 2.1 dargestellt, sodass hierauf Bezug 

genommen werden kann. 

2.2.2.1 Rechtsstand Status quo (d.h. seit 2018) 

Die Höhe der gesetzlichen Bruttorente ergibt sich aus Verrentung des aus den 

Beiträgen und der Rendite gebildeten Deckungsstocks. Dieser errechnet sich unter 

analoger Anwendung der Formeln aus Abschnitt 2.1.2 zu:12 

𝐷E
a41,B<31 = i

f𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]4a41 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]4a41g ∙ 𝑒𝑤𝑓[𝑟<31,𝑚]						𝑓ü𝑟	𝑟<31 > 0

f𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]4a41 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]4a41g ∙ 𝑚																											𝑓ü𝑟	𝑟<31 = 0	
 

Aus der Verrentung dieses Deckungsstocks ergeben sich die zusätzlichen Brutto-

renten aus der gesetzlichen RV zu: 

                                                             
10  In den Formeln wird dieser Rechtsstand mit dem hochgestellten Zusatz „bAV2017“ kenntlich 

gemacht. 
11  In den Formeln wird dieser Rechtsstand mit dem hochgestellten Zusatz „bAV2003“ kenntlich 

gemacht. 
12  Die nachfolgende Symbolik ist derart zu verstehen, dass mit dem Superskript „bAV“ zunächst 

kenntlich gemacht wird, dass die Person eine bAV abgeschlossen hat, wir uns also im „bAV-Fall“ 
bewegen. Das sich anschließende „ZGRV“ steht dafür, dass die zusätzliche, das heißt neben der 
bAV resultierende, gesetzliche Rente berechnet wird. Analog steht das Superskript „bAV,bAV“ für 
den Fall, dass eine bAV durchgeführt wird und nun eben die Höhe der bAV-Rente errechnet wird. 
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𝐵𝑅a41,B<31 = l

𝐷E
a41,B<31 ∙ 𝑤𝑔𝑓[𝑟<31, 𝑛]								𝑓ü𝑟	𝑟<31 > 0

𝐷E
a41,B<31 ∙

1
𝑛
																													𝑓ü𝑟	𝑟<31 = 0

 

Hierauf werden in der Rentenphase Beiträge zur KV und PV erhoben. Es resultieren 

die Sozialversicherungsbeiträge: 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]3
a41,B<31 = 𝑏01 ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝐵𝑅a41,B<31; 𝐵𝐵𝐺0121] = 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]3

a41,B<31 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]3
a41,B<31 = (2 ∙ 𝑏21+∝∙ 𝑏21B) ∙ 	𝑚𝑖𝑛[𝐵𝑅a41,B<31; 𝐵𝐵𝐺0121]														 

In gleicher Höhe wie der Rentner trägt auch der Rentenversicherungsträger Beiträge 

zur gesetzlichen KV auf die gesetzlichen Bruttorenten. 

Neben den Ansprüchen aus der gesetzlichen RV wird eine Bruttorente aus der bAV 

erzielt. Deren Höhe errechnet sich in der Realität nach versicherungsmathematischen 

Grundsätzen unter Berücksichtigung der Sterbetafeln. Für die Berechnungen in dieser 

Arbeit wird dahingegen ein deterministisches Modell unterstellt. Aus den in die bAV 

investierten Zahlungen wird ein Deckungsstock gebildet. Dieser verzinst sich über den 

gesamten Zeitraum mit der Rendite 𝑟a41.  

Am Ende der Anwartschaftsphase ergibt sich der Deckungsstock der bAV unter 

Berücksichtigung des Arbeitgeberpflichtzuschusses zu: 

𝐷E
a41,a41 = i

(𝐵𝐺a41 + 𝑃𝑓𝑙𝑖𝑐ℎ𝑡a41) ∙ 𝑒𝑤𝑓[𝑟a41,𝑚]							𝑓ü𝑟	𝑟a41 > 0

(𝐵𝐺a41 + 𝑃𝑓𝑙𝑖𝑐ℎ𝑡a41) ∙ 𝑚																														𝑓ü𝑟	𝑟a41 = 0	
 

Der sich so ergebende Deckungsstock wird beim Übertritt in die Rentenphase zu 

Beginn des Jahres 𝑡 = 𝛾 + 1 verrentet. Es wird eine aktuarisch faire Rente ausgezahlt, 

die am Ende der Rentenphase den Deckungsstock komplett aufzehrt: 

𝐵𝑅a41,a41 = l

𝐷E
a41,a41 ∙ 𝑤𝑔𝑓[𝑟a41, 𝑛]								𝑓ü𝑟	𝑟a41 > 0

𝐷E
a41,a41 ∙

1
𝑛
																													𝑓ü𝑟	𝑟a41 = 0

 

Diese Versorgungsleistung wird mit dem vollen Beitragssatz zur gesetzlichen KV und 

PV verbeitragt, sofern die sozialversicherungsrechtlich Freigrenze des § 226 Abs. 2 

SGB V (𝐹𝐺a41) überschritten wird.  
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Der Rentner hat folgende Sozialabgaben zu tragen: 

Anwartschaftsphase:  

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]3
a41,a41 =

= i
2 ∙ 𝑏01 ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝑚𝑎𝑥[𝐵𝐵𝐺0121 − 𝐵𝑅a41,B<31; 0]; 𝐵𝑅a41]							𝑓ü𝑟	𝐵𝑅a41 > 𝐹𝐺a41

0																																																																																																												𝑓ü𝑟	𝐵𝑅a41 ≤ 𝐹𝐺a41
 

Rentenphase: 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]3
a41,a41 =

= i
(2 ∙ 𝑏21+∝∙ 𝑏21B) ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝑚𝑎𝑥[𝐵𝐵𝐺0121 − 𝐵𝑅a41,B<31; 0]; 𝐵𝑅a41]	𝑓ü𝑟	𝐵𝑅a41 > 𝐹𝐺a41

0																																																																																																																										𝑓ü𝑟	𝐵𝑅a41 ≤ 𝐹𝐺a41
 

Da der Rentner bei der bAV den kompletten Beitragssatz zur gesetzlichen KV und PV 

aufbringt, werden keine Beiträge vom Rentenversicherungsträger oder anderen 

getragen. 

2.2.2.2 Rechtsstand 2004 bis 2017 

Die Formeln aus Abschnitt 2.2.2.1 sind uneingeschränkt anzuwenden. Der einzige 

Unterschied zwischen den Rechtsständen unmittelbar vor und nach BRSG besteht in 

der Behandlung in der Anwartschaftsphase. 

2.2.2.3 Rechtsstand bis 2003 

Der einzige Unterschied zur Behandlung im Vergleich zu den beiden vorherigen Ab-

schnitten liegt darin, dass vor 2004 der Rentner nur jeweils den halben Beitragssatz 

zur gesetzlichen KV und PV zu tragen hatte. Die zusätzliche gesetzliche Bruttorente 

sowie deren sozialversicherungsrechtliche Behandlung erfolgte damals jedoch bereits 

entsprechend der Ausführungen in Abschnitt 2.2.2.1. Zur Ermittlung der Höhe der 

Bruttorente aus der bAV wird ebenfalls auf Abschnitt 2.2.2.1 verwiesen. Im Ergebnis 

sind lediglich die Formeln zur Ermittlung der Sozialabgaben auf die bAV-Rente wie 

folgt anzupassen: 

Anwartschaftsphase:  

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]3
a41rsst,a41 =

= i
𝑏01 ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝑚𝑎𝑥[𝐵𝐵𝐺0121 − 𝐵𝑅a41rsst,B<31; 0]; 𝐵𝑅a41]							𝑓ü𝑟	𝐵𝑅a41rsst > 𝐹𝐺a41

0																																																																																																												𝑓ü𝑟	𝐵𝑅a41rsst ≤ 𝐹𝐺a41
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Rentenphase: 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]3
a41rsst,a41 =

=

⎩
⎨

⎧(𝑏
21+∝∙ 𝑏21B) ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝑚𝑎𝑥[𝐵𝐵𝐺0121 − 𝐵𝑅a41rsst,B<31; 0]; 𝐵𝑅a41rsst]																																									

																																																																																																𝑓ü𝑟	𝐵𝑅a41rsst > 𝐹𝐺a41

0																																																																																																													𝑓ü𝑟	𝐵𝑅a41rsst ≤ 𝐹𝐺a41																

 

2.2.3 Durchschnittlicher Verbeitragungssatz 

Analog zu Abschnitt 2.1.3 werden die insgesamt bei Durchführung einer bAV zu 

leistenden Sozialversicherungsbeiträge aufsummiert. Dies erfolgt zunächst für die vom 

Arbeitnehmer bzw. Rentner zu tragenden Beiträge: 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]a41 = 𝑚 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]4a41 + 𝑛 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]3a41 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]a41 = 𝑚 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]4a41 + 𝑛 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]3a41 

mit 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]3a41 = 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]3
a41,B<31 + 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]3

a41,a41 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]3a41 = 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]3
a41,B<31 + 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]3

a41,a41 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]a41 = 𝑚 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]4a41																																							 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐴𝑉]a41 = 𝑚 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐴𝑉]4a41																																						 

Die Beiträge des Arbeitgebers ergeben sich zu: 

𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]a41 = 𝑚 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]4a41 + 𝑛 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]3
a41,B<31 

𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑃𝑉]a41 = 𝑚 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑃𝑉]4a41																																															 

𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]a41 = 𝑚 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]4a41																																														 

𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐴𝑉]a41 = 𝑚 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐴𝑉]4a41																																													 

Differenziert nach Anwartschafts- und Rentenphase sowie Arbeitnehmer und Arbeit-

geber ergibt sich: 

𝐴𝑟𝑏𝑁4a41 = 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]4a41 + 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]4a41 + 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]4a41 + 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐴𝑉]4a41 

𝐴𝑟𝑏𝐺4a41 = 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]4a41 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑃𝑉]4a41 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]4a41 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐴𝑉]4a41		 

𝐴𝑟𝑏𝑁3a41 = 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]3a41 + 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]3a41																																																															 

𝐴𝑟𝑏𝐺3a41 = 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]3a41																																																																																																 
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In Summe über alle Sozialversicherungszweige hinweg leisten Arbeitgeber und Arbeit-

nehmer die Beiträge: 

𝐴𝑟𝑏𝑁a41 = 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]a41 + 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]a41 + 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]a41 + 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐴𝑉]a41 

𝐴𝑟𝑏𝐺a41 = 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]a41 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑃𝑉]a41 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]a41 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐴𝑉]a41 

Um durchschnittliche Verbeitragungssätze in den einzelnen Zweigen ermitteln zu 

können, müssen erneut die gesamten Bruttoeinnahmen des Arbeitnehmers 

aufsummiert werden. Neben der gesetzliche Bruttorente ist nun zusätzlich die Brutto-

rente aus der bAV zu berücksichtigen. Von dieser Summe sind die von Arbeitnehmer 

und -geber geleisteten Beiträge abzuziehen, die auch in den Bruttorenten enthalten 

sind, damit erneut keine Doppelzählungen erfolgen. Diese setzen sich aus den 

gesetzlichen RV-Beiträgen und den in die bAV investierten Beiträgen zusammen. 

Damit werden erneut reine Kapitalrückzahlungen ausgeschieden. Unter Berücksichti-

gung der vom Rentenversicherungsträger getragenen Beiträge zur KV in der Renten-

phase ergibt sich das bereinigte Gesamtbruttolebenseinkommen bei Wahl der bAV zu: 

𝐵a41 = 𝑚 ∙ 𝐵𝐺 +𝑚 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝐺4a41 + 𝑛 ∙ 𝐵𝑅a41,a41 + 𝑛 ∙ 𝐵𝑅a41,B<31 − 𝑚 ∙ 𝐵𝐺a41	

												−𝑚 ∙ f𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]4a41 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]4a41g + 𝑛 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]3
a41,B<31 

Der Pflichtzuschuss wird nicht ausgenommen, da es sich diesbezüglich um einen 

Zufluss aus der Arbeitgebersphäre handelt, der aufgrund der Vorsorgeentscheidung 

neben dem Bruttogehalt erfolgt. Der Arbeitgeber ist hierdurch zusätzlich belastet. Es 

kann nicht angenommen werden, dass der Arbeitgeber diese Kosten bei der Gehalts-

verhandlung eingepreist hat, da der Zuschuss nur im Fall der Entgeltumwandlung fällig 

wird. Die Entscheidung für eine Entgeltumwandlung trifft aber der Arbeitnehmer allein. 

Bei Wahl der bAV ergeben sich schließlich die durchschnittlichen Arbeitnehmer-Ver-

beitragungssätze in den einzelnen Versicherungszweigen zu: 

∅𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]a41 =
𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]a41

𝐵a41  

∅𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]a41 =
𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]a41

𝐵a41  

∅𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]a41 =
𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]a41

𝐵a41  

∅𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐴𝑉]a41 =
𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐴𝑉]a41

𝐵a41  
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Entsprechend gilt für die durchschnittlichen Arbeitgeber-Verbeitragungssätze: 

∅𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]a41 =
𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]a41

𝐵a41  

∅𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑃𝑉]a41 =
𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑃𝑉]a41

𝐵a41  

∅𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]a41 =
𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]a41

𝐵a41  

∅𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐴𝑉]a41 =
𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐴𝑉]a41

𝐵a41  

Die durchschnittlichen Verbeitragungssätze in den einzelnen Versicherungszweigen 

betragen: 

∅𝐾𝑉a41 =
𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]a41 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]a41

𝐵a41  

∅𝑃𝑉a41 =
𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]a41 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑃𝑉]a41

𝐵a41 	 

∅𝑅𝑉a41 =
𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]a41 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]a41

𝐵a41  

∅𝐴𝑉a41 =
𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐴𝑉]a41 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐴𝑉]a41

𝐵a41  

Die durchschnittlichen Arbeitnehmer- und Arbeitgeber-Verbeitragungssätze über alle 

Versicherungszweige hinweg ermitteln sich zu: 

∅𝐴𝑟𝑏𝑁a41 =
𝐴𝑟𝑏𝑁a41

𝐵a41  

∅𝐴𝑟𝑏𝐺a41 =
𝐴𝑟𝑏𝐺a41

𝐵a41  

Abschließend beträgt der durchschnittliche Gesamtverbeitragungssatz über Arbeit-

geber und Arbeitnehmer hinweg: 

∅a41 =
𝐴𝑟𝑏𝑁a41 + 𝐴𝑟𝑏𝐺a41

𝐵a41  

Die eben dargestellten Formeln gelten analog für die Rechtsstände 2004 bis 2017 

sowie bis 2003. 
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2.2.4 Verbeitragungsintensität 

In diesem Kapitel wird die Maßgröße VINT für einzelne Altersvorsorgeformen ermittelt. 

Dazu wurden bisher durchschnittliche Verbeitragungssätze hergeleitet. Diese geben 

die durchschnittliche Sozialabgabenbelastung in Bezug auf die einzelnen Sozialver-

sicherungszweige, auf Arbeitnehmer und -geber sowie insgesamt an. Diese Werte 

variieren je nach Vorsorgeform und hängen ferner vom jeweiligen Rechtsstand ab.  

Um eine VINT messen zu können, müssen die durchschnittlichen Verbeitragungssätze 

miteinander verglichen werden. Dadurch lassen sich Aussagen dazu treffen, wie inten-

siv eine Vorsorgeform im Vergleich zu einer anderen verbeitragt wird. Hierzu bedarf 

es eines Maßstabs. Aufgrund des Zwangscharakters der gesetzlichen RV ist es 

sinnvoll, deren durchschnittliche Verbeitragungssätze als Maßstab zur Messung einer 

VINT der übrigen Vorsorgeformen heranzuziehen. Das Drei-Säulen-Modell sieht die 

gesetzliche RV schließlich auch weiterhin als Hauptbaustein der Alterssicherung an.  

Die VINT aus Sicht des Arbeitnehmers bzw. Rentners in Abhängigkeit des 

Sozialversicherungszweigs errechnet sich somit zu: 

𝑉𝐼𝑁𝑇𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]a41 =
∅𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]a41

∅𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]<31 

𝑉𝐼𝑁𝑇𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]a41 =
∅𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]a41

∅𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]<31 

𝑉𝐼𝑁𝑇𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]a41 =
∅𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]a41

∅𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]<31 

𝑉𝐼𝑁𝑇𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐴𝑉]a41 =
∅𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐴𝑉]a41

∅𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐴𝑉]<31 

Nach gleichem Schema lassen sich die VINT aus Sicht des Arbeitgebers ermitteln: 

𝑉𝐼𝑁𝑇𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]a41 =
∅𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]a41

∅𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]<31 

𝑉𝐼𝑁𝑇𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑃𝑉]a41 =
∅𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑃𝑉]a41

∅𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑃𝑉]<31 

𝑉𝐼𝑁𝑇𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]a41 =
∅𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]a41

∅𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]<31 

𝑉𝐼𝑁𝑇𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐴𝑉]a41 =
∅𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐴𝑉]a41

∅𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐴𝑉]<31 
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Die VINT in Bezug auf die einzelnen Versicherungszweige betragen: 

𝑉𝐼𝑁𝑇[𝐾𝑉]a41 =
∅𝐾𝑉a41

∅𝐾𝑉<31 

𝑉𝐼𝑁𝑇[𝑃𝑉]a41 =
∅𝑃𝑉a41

∅𝑃𝑉<31 

𝑉𝐼𝑁𝑇[𝑅𝑉]a41 =
∅𝑅𝑉a41

∅𝑅𝑉<31 

𝑉𝐼𝑁𝑇[𝐴𝑉]a41 =
∅𝐴𝑉a41

∅𝐴𝑉<31 

Für die gesamte Sozialversicherungsbelastung der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

ermitteln sich die VINT zu: 

𝑉𝐼𝑁𝑇[𝐴𝑟𝑏𝐺]a41 =
∅𝐴𝑟𝑏𝐺a41

∅𝐴𝑟𝑏𝐺<31 

𝑉𝐼𝑁𝑇[𝐴𝑟𝑏𝑁]a41 =
∅𝐴𝑟𝑏𝑁a41

∅𝐴𝑟𝑏𝑁<31 

Und die Gesamt-VINT der bAV ergibt sich schließlich zu: 

𝑉𝐼𝑁𝑇a41 =
∅a41

∅<31 

Auch in diesem Abschnitt gelten die Formeln analog für sämtliche Rechtsstände. 

2.3 Betriebliche Riester-Förderung 

Neben der (Brutto-)Entgeltumwandlung hat der Arbeitnehmer außerdem die 

Möglichkeit, von seinem Wahlrecht nach § 3 Nr. 63 Satz 2 EStG Gebrauch zu machen 

und zugunsten der Riester-Förderung auf die grundsätzliche Steuerbefreiung des § 3 

Nr. 63 Satz 1 EStG zu verzichten. Analog zur privaten Riester-Rente muss der 

Arbeitnehmer in diesem Fall aus seinem Nettolohn ansparen. Seit Inkrafttreten des 

BRSG und damit seit dem 01.01.2018 ist diese Form der Altersvorsorge deutlich 

attraktiver geworden, wie die beiden nachfolgenden Abschnitte zeigen werden. 
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2.3.1 Anwartschaftsphase 

2.3.1.1 Rechtsstand Status quo (d.h. seit 2018)13 

Aufgrund der Ansparung aus dem Nettolohn kommt es bei Durchführung der betrieb-

lichen Riester-Förderung weder auf Seiten des Arbeitnehmers noch des Arbeitgebers 

zu einer Sozialversicherungsersparnis in der Ansparphase. Die Sozialversicherungs-

beiträge ergeben sich deshalb analog zu Abschnitt 2.1.1 zu: 

𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]43a41 = 𝑏01 ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝐵𝐺; 𝐵𝐵𝐺0121] = 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]43a41 

𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑃𝑉]43a41 = 𝑏21 ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝐵𝐺; 𝐵𝐵𝐺0121]																																			 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]43a41 = (𝑏21+∝∙ 𝑏21B) ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝐵𝐺; 𝐵𝐵𝐺0121]													 

𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]43a41 = 𝑏31 ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝐵𝐺; 𝐵𝐵𝐺3141] = 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]43a41 

𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐴𝑉]43a41 = 𝑏41 ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝐵𝐺; 𝐵𝐵𝐺3141] = 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐴𝑉]43a41 

Die Formeln entsprechen damit denen bei ausschließlicher Vorsorge durch die gesetz-

liche RV aus Abschnitt 2.1.1. 

2.3.1.2 Rechtsstand bis 201714 

Es ergeben sich keine Unterschiede zu Abschnitt 2.3.1.1. Die Formeln jenes Ab-

schnittes gelten analog. 

2.3.2 Rentenphase 

Bei Betrachtung der Rentenphase ist zwingend eine Differenzierung hinsichtlich der 

Rechtsstände vorzunehmen, da das BRSG einen entscheidenden Einschnitt bei der 

Behandlung der betrieblichen Riester-Renten mit sich brachte. 

2.3.2.1 Rechtsstand Status quo (d.h. seit 2018) 

Aufgrund der „gewöhnlichen“ Verbeitragung des Arbeitsentgelts in der Anwartschafts-

phase entstehen Ansprüche in der gesetzlichen RV. Der Deckungsstock errechnet 

sich unter analoger Anwendung der Formeln aus Abschnitt 2.1.2 zu:15 

                                                             
13  In den Formeln wird dieser Rechtsstand mit dem hochgestellten Zusatz „RbAV“ kenntlich gemacht. 
14  In den Formeln wird dieser Rechtsstand mit dem hochgestellten Zusatz „RbAV2017“ kenntlich 

gemacht. 
15  Das verwendete Superskript „RbAV“ steht dafür, dass nun der Fall einer Riester-geförderten bAV-

Maßnahme betrachtet wird. Für die nachgestellten „ZGRV“ bzw. „bAV“ gilt analog zu oben, dass die 
jeweiligen Bruttorenten aus der gesetzlichen RV bzw. der bAV ermittelt werden.  
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𝐷E
3a41,B<31 = i

f𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]43a41 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]43a41g ∙ 𝑒𝑤𝑓[𝑟<31,𝑚]							𝑓ü𝑟	𝑟<31 > 0

f𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]43a41 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]43a41g ∙ 𝑚																													𝑓ü𝑟	𝑟<31 = 0	
 

Die Bruttorente hieraus beträgt 

𝐵𝑅3a41,B<31 = l

𝐷E
3a41,B<31 ∙ 𝑤𝑔𝑓[𝑟<31, 𝑛]								𝑓ü𝑟	𝑟<31 > 0

𝐷E
3a41,B<31 ∙

1
𝑛
																														𝑓ü𝑟	𝑟<31 = 0

 

Hierauf werden Beiträge zur KV und PV der Rentner erhoben. Es resultieren die 

Sozialversicherungsbeiträge: 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]3
3a41,B<31 = 𝑏01 ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝐵𝑅3a41,B<31; 𝐵𝐵𝐺0121] = 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]3

3a41,B<31 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]3
3a41,B<31 = (2 ∙ 𝑏21+∝∙ 𝑏21B) ∙ 	𝑚𝑖𝑛[𝐵𝑅3a41,B<31; 𝐵𝐵𝐺0121]															 

Der Rentenversicherungsträger trägt erneut den hälftigen KV-Beitrag auf die gesetz-

lichen Bruttorenten.16 

Neben den Ansprüchen aus der gesetzlichen RV wird eine Bruttorente aus der Riester-

bAV erzielt. Um deren Höhe ermitteln zu können, müssen zunächst die Höhe der perio-

dischen Ansparbeträge und folglich die Höhe des Deckungsstocks hergeleitet werden. 

Jährlich werden die in die Riester-bAV investierten Beträge sowie die erhaltenen 

Riester-Zulagen (𝑍𝑢3a41) angespart. Die volle Höhe der Zulage (𝑍𝑢Eyz) wird jedoch 

nur gewährt, wenn der Mindesteigenbeitrag (𝑀𝑖𝑛𝑑) in den Riester-Vertrag eingezahlt 

wird. Andernfalls wird die Riester-Zulage anteilig gekürzt. Der Mindesteigenbeitrag 

beläuft sich gem. § 86 Abs. 1 Satz 2 EStG auf jährlich 4 % der Summe der in dem dem 

Kalenderjahr vorangegangenen Kalenderjahr erzielten beitragspflichtigen Einnahmen 

im Sinne des SGB VI, vermindert um die Riester-Zulage nach den §§ 84 und 85 EStG, 

maximal jedoch 2.100 € abzüglich Zulagen. Als Sockelbetrag sind in jedem Fall 

mindestens 60 € zu leisten (§ 86 Abs. 1 Satz 4 EStG). 

Der Deckungsstock der Riester-bAV ergibt sich damit zu: 

𝐷E
3a41,a41 = i

(𝐵𝐺3a41 + 𝑍𝑢3a41) ∙ 𝑒𝑤𝑓[𝑟3a41,𝑚]							𝑓ü𝑟	𝑟3a41 > 0

(𝐵𝐺3a41 + 𝑍𝑢3a41) ∙ 𝑚																														𝑓ü𝑟	𝑟3a41 = 0	
 

                                                             
16  In den Formeln wird der Rentenversicherungsträger analog zu oben vereinfachend mit „ArbG“ 

abgekürzt.  
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Es resultiert dadurch eine Brutto-Riester-Rente in Höhe von: 

𝐵𝑅3a41,a41 = l

𝐷E
3a41,a41 ∙ 𝑤𝑔𝑓[𝑟3a41, 𝑛]								𝑓ü𝑟	𝑟3a41 > 0

𝐷E
3a41,a41 ∙

1
𝑛
																															𝑓ü𝑟	𝑟3a41 = 0

 

Dabei gelten die folgenden Zusammenhänge:  

𝐴𝑟𝑏𝑁43a41 = (𝑏01 + 𝑏21+∝∙ 𝑏21B + 𝑏31 + 𝑏41) ∙ 𝐵𝐺3a41																	 

𝑍𝑢3a41 = 𝑍𝑢Eyz ∙ }1 − 𝑚𝑎𝑥 ~
𝑀𝑖𝑛𝑑 − f𝐵𝐺3a41 − 𝐴𝑟𝑏𝑁43a41g

𝑀𝑖𝑛𝑑 ; 0�� 

𝑀𝑖𝑛𝑑 = 𝑚𝑎𝑥[𝑚𝑖𝑛[0,04 ∙ 𝐵𝐺; 2.100] − 𝑍𝑢Eyz; 60]																											 

Diese Bruttorente wird seit Inkrafttreten des BRSG und damit seit 01.01.2018 nicht 

mehr in der KV verbeitragt. § 229 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 SGB V erkennt seitdem 

Leistungen aus Altersvorsorgevermögen i.S.d. § 92 EStG (d.h. Riester-Verträge) nicht 

mehr als beitragspflichtige Versorgungsbezüge an. Über die Verknüpfung des § 57 

Abs. 1 SGB XI gilt dies auch für die PV. 

2.3.2.2 Rechtsstand bis 2017 

Vor Inkrafttreten des BRSG wurden die betrieblichen Riester-Renten (𝐵𝑅3a41rs��,a41), 

die sich analog zu Abschnitt 2.3.2.1 ermitteln, als beitragspflichtige Versorgungs-

bezüge verbeitragt. Damit wurde analog zur „gewöhnlichen“, das heißt nicht Riester-

geförderten bAV der volle Beitragssatz zur gesetzlichen KV und PV herangezogen, 

sofern die sozialversicherungsrechtlich Freigrenze des § 226 Abs. 2 SGB V (𝐹𝐺a41) 

überschritten wurden.17 Es resultierten die Sozialversicherungsbeiträge in der Renten-

phase: 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]3
3a41rs��,a41 =

=

⎩
⎨

⎧2 ∙ 𝑏
01 ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝑚𝑎𝑥[𝐵𝐵𝐺0121 − 𝐵𝑅3a41rs��,B<31; 0]; 𝐵𝑅3a41rs��]																

														𝑓ü𝑟	𝐵𝑅3a41rs�� > 𝐹𝐺a41

0																																																	𝑓ü𝑟	𝐵𝑅3a41rs�� ≤ 𝐹𝐺a41																																						

 

                                                             
17  Vgl. ausführlich zur Verbeitragung der Riester-bAV vor BRSG Menzel (2016, 2017).  
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𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]3
3a41rs��,a41 =

=

⎩
⎨

⎧(2 ∙ 𝑏
21+∝∙ 𝑏21B) ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝑚𝑎𝑥[𝐵𝐵𝐺0121 − 𝐵𝑅3a41rs��,B<31; 0]; 𝐵𝑅3a41rs��]	

						𝑓ü𝑟	𝐵𝑅a41rs�� > 𝐹𝐺a41					

0																																														𝑓ü𝑟	𝐵𝑅3a41rs�� ≤ 𝐹𝐺a41																																															

 

In der Rentenphase hatten Arbeitgeber bzw. Rentenversicherungsträger keine 

Beiträge auf die bAV-Riester-Renten zu leisten. In der Anwartschaftsphase erfolgte 

eine reguläre Verbeitragung in allen Zweigen der Sozialversicherung. Diesbezüglich 

gelten die Ausführungen oben. 

2.3.3 Durchschnittlicher Verbeitragungssatz 

Die durchschnittlichen Verbeitragungssätze ermitteln sich analog zu Abschnitt 2.2.3; 

d.h. es gilt insbesondere:  

𝐵3a41 = 𝑚 ∙ 𝐵𝐺 +𝑚 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝐺43a41 + 𝑛 ∙ 𝐵𝑅3a41,a41 + 𝑛 ∙ 𝐵𝑅3a41,B<31 − 𝑚 ∙ 𝐵𝐺3a41	

													−𝑚 ∙ f𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]43a41 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]43a41g + 𝑛 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]3
3a41,B<31 

Diese Formel gilt analog auch für den Rechtsstand vor Inkrafttreten des BRSG. 

2.3.4 Verbeitragungsintensität 

Auch die VINT ergeben sich durch analoge Anwendung der bereits in Abschnitt 2.2.4 

dargestellten Formeln. 

2.4 Private Altersvorsorge18 

Neben den staatlich geförderten Altersvorsorgeformen der ersten und zweiten Säule 

bzw. ersten und zweiten Schicht werden in dieser Untersuchung auch ungeförderte19 

private Alternativen betrachtet. Wie die private Vorsorge konkret ausgestaltet ist, kann 

für diese Arbeit dahingestellt bleiben, da unabhängig von der Ausgestaltung in der 

Rentenphase keine Verbeitragung erfolgt. Damit werden mit den folgenden Formeln 

die gesamte Spannweite der (rein) privaten Vorsorge abgedeckt;20 beispielsweise 

                                                             
18  In den Formeln wird dieser Rechtsstand mit dem hochgestellten Zusatz „pAV“ kenntlich gemacht. 
19  Die private Riester-Förderung wird damit nicht abgebildet. Diese folgt jedoch implizit den Regelungen 

zur betrieblichen Riester-Förderung seit Inkrafttreten des BRSG; vgl. Kiesewetter/Menzel (2019). 
20  Privat fortgeführte bAV-Verträge werden hiervon dahingegen nicht erfasst, da es hier fallabhängig 

zu einer Verbeitragung der Renten kommen kann. Auf den Problembereich der sog. institutionellen 
Abgrenzung der bAV von privater Altersvorsorge braucht hier daher nicht eingegangen werden.  
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private (Lebens-)Versicherungen, Bankanlagen oder Immobilienbesitz.21 Eine Unter-

scheidung in einzelne Rechtsstände kann fortan unterbleiben, da sich keine relevanten 

Gesetzesänderungen ergaben. 

2.4.1 Anwartschaftsphase 

Für die Anwartschaftsphase gelten die Formeln zur betrieblichen Riester-Förderung 

damit jene aus Abschnitt 2.3.1 entsprechend. Die Ansparung erfolgt aus versteuertem 

und verbeitragtem Entgelt. Die Sozialversicherungsbeiträge ergeben sich damit zu:  

𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]4
�41 = 𝑏01 ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝐵𝐺; 𝐵𝐵𝐺0121] = 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]4

�41 

𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑃𝑉]4
�41 = 𝑏21 ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝐵𝐺; 𝐵𝐵𝐺0121]																																	 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]4
�41 = (𝑏21+∝∙ 𝑏21B) ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝐵𝐺; 𝐵𝐵𝐺0121]											 

𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]4
�41 = 𝑏31 ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝐵𝐺; 𝐵𝐵𝐺3141] = 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]4

�41 

𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐴𝑉]4
�41 = 𝑏41 ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝐵𝐺; 𝐵𝐵𝐺3141] = 𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐴𝑉]4

�41 

2.4.2 Rentenphase 

Auch hier kann auf die Ausführungen zur betrieblichen Riester-Förderung seit Inkraft-

treten des BRSG und damit Abschnitt 2.3.2.1 verwiesen werden. Es entstehen zum 

einen Ansprüche in der gesetzlichen RV:  

𝐷E
�41,B<31 = i

f𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]4
�41 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]4

�41g ∙ 𝑒𝑤𝑓[𝑟<31,𝑚]						𝑓ü𝑟	𝑟<31 > 0

f𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]4
�41 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]4

�41g ∙ 𝑚																											𝑓ü𝑟	𝑟<31 = 0	
 

Und damit: 

𝐵𝑅�41,B<31 =

⎩
⎨

⎧𝐷E
�41,B<31 ∙ 𝑤𝑔𝑓[𝑟<31, 𝑛]						𝑓ü𝑟	𝑟<31 > 0

𝐷E
�41,B<31 ∙

1
𝑛
																												𝑓ü𝑟	𝑟<31 = 0

																																												 

Die hierauf erhobenen Sozialversicherungsbeiträge ergeben sich zu: 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝐾𝑉]3
�41,B<31 = 𝑏01 ∙ 𝑚𝑖𝑛[𝐵𝑅�41,B<31; 𝐵𝐵𝐺0121] = 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]3

�41,B<31 

𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑃𝑉]3
�41,B<31 = (2 ∙ 𝑏21+∝∙ 𝑏21B) ∙ 	𝑚𝑖𝑛[𝐵𝑅�41,B<31; 𝐵𝐵𝐺0121]													 

                                                             
21  Aufgrund der Annahme, dass ein in der KV pflichtversicherter Rentner vorliegt, sind Einnahmen aus 

Vermietung und Verpachtung nicht beitragspflichtig. Etwas anderes würde gelten, wenn ein 
freiwilliges Mitglied unterstellt würde. Hiervon wird jedoch nicht ausgegangen.  
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Der Rentenversicherungsträger trägt erneut den hälftigen KV-Beitrag auf die gesetz-

lichen Bruttorenten. 

Neben den Ansprüchen aus der gesetzlichen RV wird eine (Brutto-)Rente aus der 

privaten Vorsorge erzielt. Unter der Annahme, dass ausschließlich die in der Anwart-

schaftsphase investierten Beträge zuzüglich einer etwaigen jährlich konstanten 

Rendite (𝑟�41) den Deckungsstock bilden, ergibt sich schließlich die Bruttorente: 

𝐵𝑅�41,�41 =

⎩
⎨

⎧𝐷E
�41,�41 ∙ 𝑤𝑔𝑓[𝑟�41, 𝑛]								𝑓ü𝑟	𝑟�41 > 0

𝐷E
�41,a�1 ∙

1
𝑛
																															𝑓ü𝑟	𝑟�41 = 0

 

mit 

𝐷E
�41,�41 = i

𝐵𝐺�41 ∙ 𝑒𝑤𝑓[𝑟�41,𝑚]							𝑓ü𝑟	𝑟�41 > 0

𝐵𝐺�41 ∙ 𝑚																														𝑓ü𝑟	𝑟�41 = 0	
 

Da es sich um eine rein private Altersvorsorgeform handelt, werden auf diese Brutto-

renten keine Sozialversicherungsbeiträge erhoben. 

2.4.3 Durchschnittlicher Verbeitragungssatz 

Die durchschnittlichen Verbeitragungssätze ermitteln sich erneut analog zu Abschnitt 

2.2.3. Das bereinigte Gesamtbruttolebenseinkommen ergibt sich zu: 

𝐵�41 = 𝑚 ∙ 𝐵𝐺 +𝑚 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝐺4
�41 + 𝑛 ∙ 𝐵𝑅�41,�41 + 𝑛 ∙ 𝐵𝑅�41,B<31 − 𝑚 ∙ 𝐵𝐺�41	

											−𝑚 ∙ f𝐴𝑟𝑏𝑁[𝑅𝑉]4
�41 + 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝑅𝑉]4

�41g + 𝑛 ∙ 𝐴𝑟𝑏𝐺[𝐾𝑉]3
�41,B<31 

2.4.4 Verbeitragungsintensität 

Für die Ermittlung der VINT wird erneut auf Abschnitt 2.2.4 verwiesen. Die Formeln 

fort, sind hier analog anzuwenden. 
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3 Berechnungen 

3.1 Rechtsstand seit 2018 (Status quo) 

In diesem Kapitel wird das bisher formal aufgestellte Formelwerk mit konkreten Werten 

gespeist. Zunächst werden der Rechtsstand und die sozialversicherungsrechtlichen 

Werte im Status quo betrachtet. Diese werden, wie bereits erläutert, unverändert in die 

Zukunft projiziert. Damit wird unterstellt, dass das aktuelle Sozialversicherungsrecht 

fortan dauerhaft Gültigkeit besitzt.  

Der betrachtete Arbeitnehmer tritt nach abgeschlossener Berufsausbildung zu Beginn 

des Jahres 𝑡 = 𝜇 = 2019 im unterstellten Alter von 30 Jahren ins Arbeitsleben ein. 

Dieses dauert 𝑚 = 37 Jahre an (d.h. 𝛾 + 1 = 2056), womit der Arbeitnehmer mit 67 

Jahren (d.h. mit Erreichen der gesetzlichen Regelaltersgrenze) in Rente geht. Die 

Rentenphase dauert sodann 20 Jahre an (d.h. 𝜔 = 2075). Damit wird näherungsweise 

die durchschnittliche verbleibende Lebenserwartung abgebildet. Es wird unterstellt, 

dass der betrachtete Arbeitnehmer keinen Zusatzbeitrag zur gesetzlichen PV zu 

leisten hat und der krankenkassenindividuelle Zusatzbeitrag 1,0 % beträgt. Der Arbeit-

nehmer erzielt in jedem Jahr der Anwartschaftsphase ein Bruttogehalt i.H.v. 50.000 €. 

Die Rendite wird unabhängig von der Vorsorgeform zunächst mit null angenommen. 

Die Renten ergeben sich somit als reine Kapitalrückzahlungen. Die Annahme der 

Nullverzinsung ist konsistent mit dem Ansatz über die Zeit konstanter Beitrags-

bemessungsgrenzen. Es wird im vorliegenden Kapital 3 mithin durchweg in Geld-

einheiten des Jahre 2019 gerechnet.22 

3.1.1 Gesetzliche Rentenversicherung 

Unter den getroffenen Annahmen ergibt sich die jährliche gesetzliche Bruttorente zu 

17.205 €, da in jedem Jahr der Anwartschaftsphase (37 Jahre) von Arbeitgeber und 

Arbeitnehmer jeweils 4.650 € an RV-Beiträgen eingezahlt werden. Hieraus wird an-

schließend über 20 Jahre eine Rente bezogen. Die Sozialversicherungsbelastung des 

Bruttogehalts sowie der gesetzlichen Bruttorenten jeweils für Arbeitgeber und Arbeit-

nehmer ist Tabelle 1 zu entnehmen.23 

                                                             
22  Renditen werden in Kapitel 4 betrachtet und deren Einfluss auf die Ergebnisse ausführlich diskutiert. 

Es sei an dieser Stelle nochmals darauf hingewiesen, dass die Rentenformel nicht zur Anwendung 
kommt, sondern die (implizite) Rendite der gesetzlichen RV als gegeben angenommen wird.  

23  Analog zu oben werden die vom Rentenversicherungsträger getragenen KV-Beiträge in der 
Tabellenspalte des Arbeitgebers aufgenommen.  
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 Anwartschaftsphase Rentenphase 

Arbeit-
geber 

Arbeit-
nehmer 

Arbeit-
geber 

Arbeit-
nehmer 

Krankenversicherung 3.900,00 € 3.900,00 € 1.341,99 €  1.341,99 € 
Pflegeversicherung 762,50 € 762,50 € -   € 524,75 € 
Rentenversicherung 4.650,00 € 4.650,00 € -   € -   € 
Arbeitslosenversicherung 625,00 € 625,00 € -   € -   € 

Tabelle 1: Höhe der jährlichen Sozialversicherungsbeiträge eines Arbeitnehmers mit 50.000 € 
Bruttogehalt in Anwartschafts- und Rentenphase bei ausschließlicher Vorsorge durch die 
gesetzliche RV bei Rechtsstand Status quo 

Das bereinigte Gesamtbruttolebenseinkommen ergibt sich zu 2.244.527,30 €.24 Hierin 

sind aufgrund der getroffenen Annahmen keine Renditeerträge erfasst. Ferner wurden 

in der Bruttorente erfasste Kapitalrückzahlungen zum Abzug gebracht. Daraus lassen 

sich die durchschnittlichen Verbeitragungssätze errechnen (Tabelle 2).  

 Arbeit- 
geber 

Arbeit-
nehmer Summe 

Krankenversicherung 7,62% 7,62% 15,25% 
Pflegeversicherung 1,26% 1,72% 2,98% 
Rentenversicherung 7,67% 7,67% 15,33% 
Arbeitslosenversicherung 1,03% 1,03% 2,06% 
Über alle Versicherungszweige hinweg 17,58% 18,04% 

35,62% 
Insgesamt 35,62% 

Tabelle 2: Durchschnittliche Verbeitragungssätze eines Arbeitnehmers mit 50.000 € Bruttogehalt 
bei ausschließlicher Vorsorge durch die gesetzliche RV bei Rechtsstand Status quo 

Die in dieser Tabelle dargestellten Werte ändern sich für Bruttogehälter unter 54.450 € 

(d.h. Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen KV und PV) nicht. Bei höheren 

Gehältern sinken die durchschnittlichen Verbeitragungssätze, da die Sozialversiche-

rungsbeiträge (zunächst nur in der gesetzlichen KV und PV, später dann auch in 

gesetzlicher RV und AV) konstant bleiben, sich aber auf ein höheres Gesamtbrutto-

einkommen verteilen. Bei einem jährlich konstanten Bruttoeinkommen i.H.v. 100.000 € 

(fortan als Spitzenverdiener bezeichnet) sinkt der durchschnittliche Gesamtverbei-

tragungssatz beispielsweise von 35,62 auf 26,07 %.  

                                                             
24  Unter Anwendung der Formel aus Abschnitt 2.1.3 zur Ermittlung des bereinigten Gesamtbrutto-

lebenseinkommens ergibt sich leicht vereinfacht: 37∙ (50.000,00 + 3.900,00 + 762,50 + 4.650,00 +
625,00) + 20 ∙ 1.341,99 = 2.244.527,30. 
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3.1.2 Betriebliche Altersversorgung in Form der Entgeltumwandlung 

Es wird nun unterstellt, dass der eben betrachtete Arbeitnehmer anstatt einer aus-

schließlichen Absicherung durch die gesetzliche RV nun zusätzlich jährlich 3.000 € 

seines Bruttogehalts in eine bAV investiert. Die resultierenden Sozialversicherungs-

beiträge in Anwartschafts- und Rentenphase für Arbeitgeber und Arbeitnehmer unter-

scheiden sich von denjenigen oben und sind Tabelle 3 zu entnehmen.25  

 Anwartschaftsphase Rentenphase 

Arbeit-
geber 

Arbeit-
nehmer 

Arbeit-
geber 

Arbeit-
nehmer 

Krankenversicherung 3.666,00 € 3.666,00 € 1.261,47 € 2.127,27 € 
Pflegeversicherung 716,75 €   716,75 €  -   € 687,93 € 
Rentenversicherung  4.371,00 €   4.371,00 €  -   € -   € 
Arbeitslosenversicherung  587,50 €   587,50 €  -   € -   € 

Tabelle 3: Höhe der Sozialversicherungsbeiträge eines Arbeitnehmers mit 50.000 € Bruttogehalt 
in Anwartschafts- und Rentenphase bei bAV mit 3.000 € jährlichem Bruttoansparbetrag bei 
Rechtsstand Status quo 

Im Gegensatz zur ausschließlichen Absicherung durch die gesetzliche RV werden 

aufgrund der Sozialversicherungsfreiheit des § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SvEV in der 

Anwartschaftsphase niedrigere Beiträge erhoben. Dies impliziert auch einen 

niedrigeren durchschnittlichen Arbeitgeber-Verbeitragungssatz, der Tabelle 4 zu ent-

nehmen ist. Mit der Entgeltumwandlung in der Anwartschaftsphase gehen Brutto-

renten aus der bAV einher, die mit den vollen Beitragssätzen in KV und PV verbeitragt 

werden. Daneben werden auch die gesetzlichen Bruttorenten verbeitragt. Im Ergebnis 

hat der Rentner höhere Beiträge in der Rentenphase zu zahlen. Dies gilt jedoch nur 

für die gesetzliche KV und PV, in denen höhere durchschnittliche Arbeitnehmer-

Verbeitragungssätze zu verzeichnen sind, was auch Tabelle 4 entnommen werden 

kann. 

                                                             
25  Das bereinigte Gesamtbruttolebenseinkommens ergibt sich in diesem Fall und entsprechend der 

Formel in Abschnitt 2.2.3 zu: 37∙ (50.000,00 + 3.666,00 + 716,75 + 4.371,00 + 587,50 + 450) + 20 ∙
1.261,47 = 2.237.505,65. Neben dem jährlichen Bruttogehalt sowie den Arbeitgeberanteilen zur 
Sozialversicherung sind noch 450 € Pflichtzuschuss (15 % von 3.000 € Umwandlungsbetrag) des 
Arbeitgebers aufgrund der Durchführung einer Entgeltumwandlung zu berücksichtigen. Da dies nicht 
exakt den tatsächlich eingesparten Sozialversicherungsbeiträgen (i.H.v. 19,875 %) entspricht, fällt 
das bereinigte Gesamtbruttolebenseinkommen niedriger aus als bei ausschließlicher Vorsorge durch 
die gesetzliche RV. 
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 Arbeit- 
geber 

Arbeit-
nehmer Summe 

Krankenversicherung 7,19% 8,08% 15,27% 
Pflegeversicherung 1,19% 1,80% 2,99% 
Rentenversicherung 7,23% 7,23% 14,46% 
Arbeitslosenversicherung 0,97% 0,97% 1,94% 
Über alle Versicherungszweige hinweg 16,57% 18,08% 

34,65% 
Insgesamt 34,65% 

Tabelle 4: Durchschnittliche Verbeitragungssätze eines Arbeitnehmers mit 50.000 € Bruttogehalt 
bei bAV mit 3.000 € jährlichem Bruttoansparbetrag bei Rechtsstand Status quo 

Der durchschnittliche Gesamtverbeitragungssatz sinkt im Vergleich zu oben von 35,62 

auf 34,65 %. 

Abschließend lassen sich auch die VINT ermitteln, also das Verhältnis der durch-

schnittlichen Verbeitragungssätze. Die VINT sind aus Tabelle 5 ersichtlich. 

 Arbeit- 
geber 

Arbeit-
nehmer Summe 

Krankenversicherung 94,29% 105,97% 100,13% 
Pflegeversicherung 94,29% 104,38% 100,13% 
Rentenversicherung 94,29% 94,29% 94,29% 
Arbeitslosenversicherung 94,29% 94,29% 94,29% 
Über alle Versicherungszweige hinweg 94,29% 100,19% 

97,28% 
Insgesamt 97,28% 

Tabelle 5: VINT eines Arbeitnehmers mit 50.000 € Bruttogehalt bei bAV mit 3.000 € jährlichem 
Bruttoansparbetrag bei Rechtsstand Status quo 

Es zeigt sich, dass die Durchführung der bAV insgesamt betrachtet eine geringere 

VINT als die gesetzliche RV aufweist. Dies gilt sowohl aus Arbeitnehmer- als auch aus 

Arbeitgebersicht. Insgesamt profitiert jedoch insbesondere der Arbeitgeber von dieser 

Form der Altersvorsorge.  

Unterstellt man nun, dass der Arbeitnehmer jährlich 6.000 € seines Bruttogehalts unter 

sonst gleichen Annahmen in die bAV investiert, wird der sozialversicherungsfreie 

Dotierungsrahmen in der Anwartschaftsphase überschritten. Im Ergebnis führt eine 

solche Erhöhung des Bruttoansparbetrags insgesamt betrachtet zu einer Erhöhung 

der VINT. Die VINT für diesen Modellfall sind in Tabelle 6 abgetragen. 
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 Arbeit- 
geber 

Arbeit-
nehmer Summe 

Krankenversicherung 93,64% 116,05% 104,84% 
Pflegeversicherung 93,64% 113,01% 104,84% 
Rentenversicherung 93,64% 93,64% 93,64% 
Arbeitslosenversicherung 93,64% 93,64% 93,64% 
Über alle Versicherungszweige hinweg 93,64% 104,96% 

99,37% 
Insgesamt 99,37% 

Tabelle 6: VINT eines Arbeitnehmers mit 50.000 € Bruttogehalt bei bAV mit 6.000 € jährlichem 
Bruttoansparbetrag bei Rechtsstand Status quo 

Beim Vergleich der Ergebnisse in Tabelle 5 und Tabelle 6 fällt auf, dass die Gesamt-

VINT der bAV, die VINT beim Arbeitnehmer insgesamt, in den Zweigen KV und PV 

insgesamt und beim Arbeitnehmer in den Zweigen der KV und PV (in Tabelle 6 fett 

markiert) ansteigen. Ansonsten nehmen die einzelnen VINT jedoch ab. Aufgrund des 

höheren Ansparbetrags resultieren höhere Bruttorenten aus der bAV. Damit erhöht 

sich auch die absolute KV- und PV-Last in der Rentenphase. In der Anwartschafts-

phase erfolgt jedoch keine weitere Freistellung von der Sozialversicherungsbe-

messungsgrundlage, da der Höchstbetrag von 4 % der Beitragsbemessungsgrenze in 

der gesetzlichen RV (3.216 €) bereits vor der Erhöhung des Ansparbetrags (von zuvor 

3.000 € auf nunmehr 6.000 €) weitestgehend ausgeschöpft wurde. Im Ergebnis kommt 

es somit zu einer überproportionalen Erhöhung der absoluten KV- und PV-Belastung 

und damit zu einer Erhöhung der VINT in diesen Zweigen. Die anderen Sozialver-

sicherungszweige sowie der Arbeitgeber bzw. Rentenversicherungsträger sind hier-

von nicht betroffen, da diese keine Beiträge auf die nun höheren bAV-Bruttorenten in 

der Rentenphase zu tragen haben. Es kommt diesbezüglich vielmehr zu einer Ver-

ringerung der VINT, da bei höheren Bruttorenten aus der bAV (d.h. höheren Anspar-

beträgen) die durchschnittliche Beitragslast sinkt. Die Sozialversicherungsbeiträge 

verteilen sich auf ein größeres bereinigtes Gesamtbruttoeinkommen.  

Die oben dargestellten Tabellen geben nur Auskunft für konkret vorgegebene Entgelt-

umwandlungsbeträge (3.000 € in Tabelle 5 und 6.000 € in Tabelle 6). Dahingegen lässt 

sich der Verlauf der VINT auch in Abhängigkeit des Betrags, der in die bAV investiert 

wird, grafisch darstellen. Dies erfolgt in untenstehender Abbildung 1, in der auf der 

Abszisse der investierte Betrag in Abhängigkeit zur Beitragsbemessungsgrenze der 

gesetzlichen RV angegeben wird. 



Messung der Verbeitragungsintensität von Beiträgen und Rückflüssen 
in der deutschen Alterssicherung 

34 

 

Abbildung 1: VINT eines Arbeitnehmers mit 50.000 € Bruttogehalt bei bAV in Abhängigkeit des 
Investitionsbetrags bei Rechtsstand Status quo 

Der Verlauf der einzelnen VINT ist grundsätzlich identisch. Solange der Investitions-

betrag 4 % der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen RV nicht übersteigt, 

kommt es zu einem Absinken der VINT. Dieses Abfallen wird lediglich kurzzeitig durch 

die Überschreitung der sozialversicherungsrechtlichen Freigrenze gem. § 226 Abs. 2 

SGB V durch die bAV-Renten durchbrochen. Sobald mehr als 4 % der Beitrags-

bemessungsgrenze angespart werden, steigen die Arbeitnehmer- und Gesamt-VINT 

im weiteren Verlauf linear und monoton an. 

Ein analoges Bild zeigt sich bei Variation des Bruttoarbeitsentgelts. Wird beispiels-

weise unterstellt, dass der Arbeitnehmer nunmehr lediglich das sozialversicherungs-

rechtliche Durchschnittsentgelt i.H.v. 38.901 €26 erzielt, ergeben sich die in Abbildung 

2 abgetragenen VINT.  

                                                             
26  Vorläufiges sozialversicherungsrechtliches Durchschnittsentgelt im Jahr 2019.  
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Abbildung 2: VINT eines Arbeitnehmers mit 38.901 € Bruttogehalt (vorläufiges sozialver-
sicherungsrechtliches Durchschnittsentgelt 2019) bei bAV in Abhängigkeit des Investitions-
betrags bei Rechtsstand Status quo 

Aufgrund der nur geringfügigen Änderung des Bruttogehalts zeigt sich ein nahezu 

identisches Bild wie in Abbildung 1. 

Die Bruttorenten aus der bAV werden mit dem vollen Beitragssatz in der gesetzlichen 

KV und PV belastet. Sofern der in die bAV investierte Betrag 4 % der Beitrags-

bemessungsgrenze überschreitet, wird auch der Investitionsbetrag in allen vier Sozial-

versicherungszweigen verbeitragt. In der Abbildung sind diese kritischen Punkte leicht 

ersichtlich, da es im weiteren Kurvenverlauf zu einem Anstieg bzw. zu einer Parallelität 

zur Abszisse kommt. Oftmals wird für diese Fälle (d.h. Investitionsbetrag größer als 

4 % der Beitragsbemessungsgrenze) der Begriff „Doppelverbeitragung“ verwendet.27 

Kiesewetter/Menzel/Tschinkl (2019) zeigen, dass diese Begrifflichkeit nicht hin-

reichend präzise ist und auch nicht einheitlich verwendet wird. Aufgrund der Unschärfe 

des Begriffs, ist im Rahmen dieser differenzierteren Modellbetrachtung der Begriff der 

„Doppelverbeitragung“ nicht sinnvoll zu verwenden. Stattdessen wird hier aus-

schließlich der Begriff der VINT verwendet. Gleichbehandlung mit bzw. Nicht-

diskriminierung gegenüber dem Vergleichsmaßstab der gesetzlichen RV ist bei einer 

VINT von 100 % gegeben. Die 100 %-Horizontale ist für die Beantwortung der 

                                                             
27  So auch in Kiesewetter/Menzel/Tschinkl (2019), S. 12 ff. und in Menzel (2016).  
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Forschungsfrage dieses Gutachtens somit der entscheidende Faktor. Wird dieser Wert 

überschritten, wird eine überproportionale Belastung mit Sozialversicherungsbeiträgen 

im Vergleich zur reinen Vorsorge durch die gesetzliche RV induziert. In Bereichen, in 

denen die VINT unter diesem Wert liegt, wird die bAV im Vergleich zur gesetzlichen 

RV sozialversicherungsrechtlich begünstigt behandelt. Man kann in diesen Fällen von 

einer sozialversicherungsrechtlichen Subventionierung sprechen.  

Das eben Gesagte gilt für alle VINT. Es stellt sich nun jedoch die Frage, welche VINT 

Auskunft über die Fragestellung dieses Gutachtens gibt. Recht eindeutig kann dies-

bezüglich die Arbeitgeber- bzw. Rentenversicherungsträger-VINT (𝑉𝐼𝑁𝑇[𝐴𝑟𝑏𝐺]a41) 

ausgeschlossen werden, da hier ausschließlich deren Belastung mit Sozialversicher-

ungsbeiträgen betrachtet wird. Möglicherweise könnte argumentiert werden, dass nur 

die Arbeitnehmer-VINT (𝑉𝐼𝑁𝑇[𝐴𝑟𝑏𝑁]a41) die Frage nach der Belastung des Arbeit-

nehmers bzw. Rentners über dessen gesamtes Leben beantwortet. Bei diesem Wert 

werden schließlich die vom Arbeitnehmer bzw. Rentner sichtbar getragenen Sozial-

versicherungsbeiträge in Relation zu dessen bereinigtem Gesamtlebenseinkommen 

gesetzt. Es gilt jedoch zu beachten, dass aufgrund der Regelungen zur Aufteilung der 

(Gesamt-)Sozialversicherungsbeiträge Teile hiervon vom Arbeitgeber getragen wer-

den. Diese stellen somit genau wie der Bruttolohn selbst Arbeitskosten dar. Von der 

individuellen und kollektiven Verhandlungsmacht von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 

hängt ab, wer die Zusatzlast aus einer Erhöhung von Sozialabgaben ökonomisch trägt. 

Es kann unterstellt werden, dass bei anderer, beispielsweise ausschließlicher Tragung 

der Beiträge durch den Arbeitnehmer höhere Bruttogehälter vom Arbeitgeber bereit-

gestellt würden. Der rational agierende Arbeitgeber wird schließlich grundsätzlich ein 

„Gesamtkostenpaket“ für den Arbeitnehmer zur Verfügung stellen, welches nicht 

überschritten werden soll. Anhand dessen wird unter Beachtung der sozialver-

sicherungsrechtlichen Beitragstragung die Höhe des Bruttogehalts ermittelt, das zur 

Verfügung gestellt werden kann. Damit trägt der Arbeitnehmer neben seinen eigenen 

Anteilen zumindest implizit auch die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung.  

Dieses Argument lässt sich auch auf die gesetzliche RV übertragen. Auch hier kann 

unterstellt werden, dass aufgrund der hälftigen Tragung der KV-Beiträge durch den 

Rentenversicherungsträger ein zweckgebundener Rentenzuschuss erfolgt. Müsste 

der Rentner dahingegen die gesamten KV-Beiträge allein tragen, würde die Brutto-

rentenhöhe entsprechend angepasst werden.  
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In Bezug auf die bAV-Renten kommt es zu keiner (indirekten) Überwälzung von Sozial-

versicherungsbeiträgen auf den Rentner, da dieser bei aktueller Rechtslage bereits 

den vollen Kranken- und Pflegeversicherungsbeitrag selbst trägt. Insofern bildet die 

bAV-Rente bereits die „volle“ Rentenhöhe ab. 

Im Ergebnis wird unterstellt, dass dem Arbeitnehmer sein Bruttogehalt, seine Brutto-

rente sowie die Arbeitgeber- und Rentenversicherungsträgeranteile zur Sozialver-

sicherung zuzurechnen sind, und er korrespondierend alle Abgaben selbst zu tragen 

hat. Diese faktische Gesamtbelastung mit Sozialversicherungsbeiträgen wird damit 

durch die Gesamt-VINT (𝑉𝐼𝑁𝑇a41) abgebildet. Daher wird im Folgenden nur noch 

dieses Maß betrachtet. 

In Bezug auf die vier Zweige der Sozialversicherung stellt sich ebenfalls die Frage, ob 

diese durchweg zu berücksichtigen sind, oder ob einzelne Zweige vernachlässigt 

werden können. Offensichtlich zu berücksichtigen sind die gesetzliche KV und PV, da 

in diesen Zweigen eine echte Doppelverbeitragung diagnostiziert wurde.28 Die 

Beiträge zur gesetzlichen RV und AV sind deshalb einzubeziehen, weil die bAV dies-

bezüglich begünstigt wird, wenn Beiträge sozialversicherungsfrei gestellt sind und in 

der Rentenbezugsphase Beiträge nur zur KV und PV erhoben werden. Nur der Ein-

bezug aller Sozialversicherungszweige in die Maßgröße VINT kann daher ein richtiges 

Bild der Lage sicherstellen.  

Mit dieser Erkenntnis wird in Abbildung 3 die Gesamt-VINT unter Berücksichtigung 

aller Sozialversicherungszweige in Abhängigkeit des Investitionsbetrags für drei ver-

schiedene Arbeitnehmer betrachtet. Neben dem bereits in Abbildung 2 untersuchten 

sozialversicherungsrechtlichen Durchschnittsverdiener, werden ein Geringverdiener 

i.S.d. § 100 Abs. 2 Nr. 3 EStG (mit einem Jahresbruttogehalt i.) und ein Spitzenver-

diener mit einem Jahresbruttogehalt i.H.v. 100.000 € abgebildet.  

                                                             
28 Vgl. Kiesewetter/Menzel/Tschinkl (2019), S. 14.  
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Abbildung 3: VINT bei bAV in Abhängigkeit des Investitionsbetrags bei Rechtsstand Status quo 

Die Verläufe der VINT sind insbesondere bei Gering- und Durchschnittsverdiener sehr 

ähnlich. Zunächst fällt die VINT ab. Bei Überschreitung der sozialversicherungs-

rechtlichen Freigrenze kommt es kurzzeitig zu einem Anstieg. Sobald die 4 %-Grenze 

überschritten und damit nicht mehr vollständig aus unverbeitragtem Entgelt angespart 

werden kann, steigen die VINT im weiteren Verlauf an. Diese Erkenntnisse sind bereits 

aus Abbildung 1 und Abbildung 2 bekannt. Abfall und Anstieg der VINT fallen beim 

Geringverdiener jeweils steiler aus als beim Durchschnittsverdiener. Damit sind auch 

die absoluten Ausschläge der VINT sowohl nach unten (im Minimum 94,5 % im 

Vergleich zu 96,3 % beim Durchschnittsverdiener) als auch nach oben29 beim Gering-

verdiener größer. Der steilere Kurvenverlauf der VINT beim Geringverdiener resultiert 

einzig aus einem steileren Verlauf der durchschnittlichen Gesamtverbeitragungssätze. 

Diese sind Abbildung 4 zu entnehmen.  

                                                             
29  In dem von der Abbildung erfassten Bereich steigt die VINT stetig an. Es gilt außerdem zu beachten, 

dass der Investitionsbetrag nicht höher ausfallen kann als der Gesamtbruttolohn, womit der Anstieg 
quasi eine logische Grenze erfährt. Beim Durchschnittsverdiener liegt der Höchstwert schließlich bei 
117,1 %. 
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Abbildung 4: Durchschnittlicher Gesamtverbeitragungssatz bei bAV in Abhängigkeit des Investi-
tionsbetrags bei Rechtsstand Status quo 

Je geringer das Einkommen des Arbeitnehmers ist, desto höher fällt die relative 

Sozialversicherungsersparnis aufgrund des vorgegebenen bAV-Investitionsbetrags 

aus. Wenn ein Arbeitnehmer den maximalen sozialversicherungsfreien Dotierungs-

rahmen von 3.216 € ausreizt, spart er damit in Summe 639,18 € p.a. (19,875 % von 

3.216 €) an Sozialabgaben. Beim Geringverdiener mit 26.400 € Jahresgehalt wirkt sich 

diese Ersparnis relativ zu dessen bereinigtem Gesamtbruttoeinkommen stärker aus 

als beim Durchschnittsverdiener. Umgekehrt gilt jedoch auch, dass sich bei 

Überschreitung der 4 %-Grenze die nun zusätzlichen Sozialversicherungsbeträge 

relativ gesehen stärker auswirken. Hieraus resultiert ein steileres Absinken, aber auch 

ein steilerer Anstieg der (durchschnittlichen) Verbeitragungs- und damit auch der 

VINT-Kurven.  

Das heißt auch, dass die Kurven flacher werden, je höher der Bruttolohn ist. Es ist 

daher nicht verwunderlich, dass beim Spitzenverdiener nur eine sehr geringe Steigung 

der durchschnittlichen Verbeitragungssätze vorliegt. Außerdem ist die absolute Höhe 

der durchschnittlichen Verbeitragungssätze wesentlich geringer als bei Arbeitnehmern 

mit niedrigeren Einkommen. Da korrespondierend aber auch die durchschnittlichen 

Verbeitragungssätze des Referenzfalls (der ausschließlichen Absicherung durch die 

gesetzliche RV) vergleichbar bzw. sogar offensichtlich noch niedriger liegen, beträgt 
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die VINT im Gesamtergebnis stets über 100 %. Dies gilt unabhängig vom in die bAV 

investierten Betrag. Der Spitzenverdiener, der über den Beitragsbemessungsgrenzen 

liegt, kann aufgrund der Entgeltumwandlung in der Anwartschaftsphase keine 

Sozialabgaben einsparen. Gleichwohl wird jedoch eine bAV-Rente generiert, die 

sodann mit dem vollen Beitragssatz zur gesetzlichen KV und PV belastet wird. Aus 

diesen Zusammenhängen folgt, dass stets Mehrverbeitragungen im Vergleich zum 

Referenzfall eintreten. 

Die 100%-Horizontale wird beim Gering- und Durchschnittsverdiener jeweils bei einem 

Investitionsbetrag von 8,4 % der Beitragsbemessungsgrenze nach oben durch-

brochen. Dieser Wert ergibt sich aufgrund der aktuell gültigen Beitragssätze. Aus 

Abbildung 3 wird daher ersichtlich, dass die Bereiche, in denen Gering- und Durch-

schnittsverdiener subventioniert oder diskriminiert werden, identisch sind. Das 

absolute Ausmaß der Subventionierung bzw. Diskriminierung fällt beim Gering-

verdiener aufgrund der oben dargestellten Zusammenhänge jedoch höher aus. 

Bei allen drei in Abbildung 3 betrachteten Arbeitnehmern kommt es bei hohen 

Investitionsbeträgen schließlich zu einem horizontalen Verlauf der VINT. Dies ist der 

Fall, sobald die Summe der Renten (aus gesetzlicher RV und bAV) die Beitrags-

bemessungsgrenze in der gesetzlichen KV und PV überschreitet. Höhere Investitions-

beträge (und damit höhere Renten) führen damit nicht mehr zu höheren absoluten 

Sozialversicherungsbeiträgen. Die durchschnittlichen Verbeitragungssätze der bAV 

(und damit auch die VINT) bleiben konstant, da auch das bereinigte Gesamt-

bruttoeinkommen (bei hohen Investitionsbeträgen) konstant hoch ist.30  

Eine Investition von bis zu 30 % der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen 

RV wird für den Großteil der Bevölkerung die absolute Ausnahme bleiben. In den 

nachfolgenden Abbildungen werden auf der Abszisse daher nur noch Werte bis 10 % 

der Beitragsbemessungsgrenze (d.h. ein maximaler Investitionsbetrag von 

                                                             
30  Dies gilt bei hier unterstellter Nullrendite für den Spitzenverdiener unabhängig von der Höhe des 

Investitionsbetrages. Die in die Vorsorge (sowohl gesetzliche RV als auch bAV) investierten Beträge 
gehen nicht in das bereinigte Bruttogesamteinkommen ein, da es sich lediglich um Kapitalrück-
zahlungen handelt. Das bereinigte Bruttogesamteinkommen besteht damit lediglich aus der Summe 
der Bruttolöhne und der vom Arbeitgeber bzw. Rentenversicherungsträger übernommenen Sozial-
versicherungsbeiträge. Diese sind beim Spitzenverdiener jeweils unabhängig vom Investitions-
betrag. Bei Arbeitnehmern mit Bruttogehältern kleiner als der Beitragsbemessungsgrenze zur 
gesetzlichen RV und AV bzw. KV und PV sind die bereinigten Gesamtbruttoeinkommen dahingegen 
nicht stets gleich hoch, da die Höhe des Investitionsbetrags in diesen Fällen Auswirkungen auf die 
Höhe der Sozialversicherungsbeträge hat. 
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8.040 € p.a.) abgetragen. Die Erläuterungen zu den Kurvenverläufen in Abbildung 3 

gelten für höhere Beträge jedoch analog.  

Eine weitere Darstellungsmöglichkeit ist Abbildung 5 zu entnehmen. Hier ist auf der 

Abszisse die Höhe des Bruttogehalts abgetragen. Die Grafik betrachtet ausschließlich 

den Fall einer Ansparung von 3.000 €. 

 

Abbildung 5: VINT bei bAV mit 3.000 € jährlichem Bruttoansparbetrag in Abhängigkeit des 
Bruttogehalts bei Rechtsstand Status quo 

Die VINT steigt mit wachsendem Bruttogehalt an. Die Steigung nimmt dabei ab, womit 

ein konkaver Kurvenverlauf gegeben ist. Dies liegt daran, dass aufgrund des fixen 

Ansparbetrags bei geringen Einkommen relativ betrachtet größere Anteile des 

Bruttogehalts durch die bAV von der Anwartschaft- in die Rentenphase verlagert 

werden können und dort einer niedrigeren Verbeitragung unterliegen als die 

gesetzliche RV. Mit zunehmendem Gehalt nimmt der relative Vorteil aus dieser 

intertemporalen Verschiebung und damit auch die Steigung der VINT-Kurve stetig ab. 

Aus Abbildung 5 sind außerdem die beiden Beitragsbemessungsgrenzen ersichtlich. 

Sobald das Bruttogehalt diese überschreitet, steigt die VINT in kurzen Intervallen 

sprunghaft an. Die Intervalle decken dabei jeweils einen Bruttobetrag von exakt 

3.000 € und damit den in der Abbildung unterstellten jährlichen Ansparbetrag ab. 

Innerhalb dieser Intervalle führt jeder Euro zusätzlichen Gehalts zu einer niedrigeren 
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Sozialversicherungsersparnis. Zunächst werden bei Überschreitung eines Brutto-

gehalts von 54.450 € bei Durchführung einer bAV zunächst (anteilig) weniger Beiträge 

zur gesetzlichen KV und PV und anschließend bei Überschreitung eines Bruttogehalts 

von 80.400 € (anteilig) weniger Beiträge zur gesetzlichen RV und AV gespart. 

Übersteigt das Bruttoeinkommen schließlich den Betrag von 83.400 € (entspricht 

Beitragsbemessungsgrenze zur gesetzlichen RV und AV zuzüglich 3.000 € Brutto-

ansparbetrag), werden in der Anwartschaftsphase im Vergleich zur (ausschließlichen) 

Absicherung durch die gesetzliche RV keinerlei Sozialversicherungsbeiträge mehr 

eingespart. In Abbildung 5 wird die 100%-Horizontale bei einem Bruttogehalt von ca. 

81.000 € überschritten, womit bei höheren Einkommen eine Diskriminierung der bAV 

gegenüber der gesetzlichen RV gegeben ist. Das für eine solche Diskriminierung 

entscheidende kritische Bruttoeinkommen wird vom Bruttoansparbetrag determiniert. 

Wird der Investitionsbetrag beispielsweise auf 6.000 € angehoben, liegt die VINT 

bereits bei einem Bruttogehalt von ca. 55.300 € bei 100 %. Dies ist grafisch Abbildung 

6 zu entnehmen, die ansonsten ebenfalls den oben erläuterten Kurvenverlauf zeigt. 

 

Abbildung 6: VINT bei bAV mit 6.000 € jährlichem Bruttoansparbetrag in Abhängigkeit des 
Bruttogehalts bei Rechtsstand Status quo 

Obwohl sich der Ansparbetrag im Vergleich zu Abbildung 5 verdoppelt hat, haben sich 

die Intervallbreiten nur geringfügig (von 3.000 € auf 3.216 €, d.h. den maximalen 
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sozialversicherungsfreien Dotierungsrahmen) verbreitert. Aufgrund des höheren An-

sparbetrags werden nun auch unterhalb der Beitragsbemessungsgrenze keine 

nennenswert hohen Sozialversicherungsersparnisse mehr erzielt, weshalb die 100%-

Horizontale deutlich früher durchbrochen wird. 

Die in diesem Abschnitt erläuterten Zusammenhänge und Kurvenverläufe gelten für 

die Abschnitte 3.2.2 und 3.3.2 grundsätzlich analog, weshalb dort auf ähnlich 

ausführliche Erläuterungen verzichtet wird. 

3.1.3 Betriebliche Riester-Förderung 

Die betriebliche Riester-Förderung wird seit Inkrafttreten des BRSG rein vorgelagert 

verbeitragt. Aufgrund dessen kann es in der Anwartschaftsphase zu keiner Sozialver-

sicherungsersparnis im Vergleich zur ausschließlichen Vorsorge durch die gesetzliche 

RV kommen. Korrespondierend sind in Abbildung 7 nicht die aus den vorherigen 

Grafiken bekannten Sprünge bei Überschreitung der Beitragsbemessungsgrenzen 

ersichtlich. 

 

Abbildung 7: VINT bei Riester-bAV (175 € Zulagenanspruch) mit 3.000 € jährlichem Bruttoan-
sparbetrag in Abhängigkeit des Bruttogehalts bei Rechtsstand Status quo 

Da zwar der Bruttoansparbetrag (vorgelagert) verbeitragt wird, die Riester-Zulage 

jedoch unverbeitragt in den Deckungsstock fließt und die Riester-bAV-Rente nicht 



Messung der Verbeitragungsintensität von Beiträgen und Rückflüssen 
in der deutschen Alterssicherung 

44 

noch einmal verbeitragt wird, kommt es unabhängig von der Höhe des Bruttoein-

kommens und unabhängig von der Höhe des Ansparbetrags zu einer Sub-

ventionierung der Riester-geförderten bAV gegenüber der gesetzlichen RV. Das 

Ausmaß der Minderverbeitragung nimmt mit steigendem Bruttogehalt stetig ab. Die 

VINT nähert sich von unten asymptotisch der 100%-Horizontalen an. Die bereits 

erläuterten Zusammenhänge sind auch aus Abbildung 8 ersichtlich. 

 

Abbildung 8: VINT bei Riester-bAV (175 € Zulagenanspruch) in Abhängigkeit des Investitions-
betrags bei Rechtsstand Status quo 

Aus der Abbildung ist grundsätzlich ein horizontaler Verlauf der VINT-Kurven zu 

erkennen. Lediglich bei geringen Investitionsbeträgen kommt es zunächst zu einem 

Abfallen von 100 % auf 99,46 % (beim Geringverdiener), 99,63 % (beim Durch-

schnittsverdiener) bzw. 99,85 % (beim Spitzenverdiener). In den Bereichen, in denen 

die VINT absinken, reicht der investierte Bruttobetrag nicht aus, damit die Riester-

Zulage vollständig gewährt wird. Diese wird daher anteilig gekürzt. Sobald der 

Mindesteigenbeitrag erreicht wird und die Riester-Zulage in voller Höhe in den Vertrag 

fließt, setzt schließlich der horizontale Verlauf ein. Wird unterstellt, dass neben 

Anspruch auf die Grundzulage auch Anspruch auf eine zusätzliche Kinderzulage 

besteht, sinken die VINT zunächst steiler und verharren anschließend früher auf einem 

niedrigeren Wert. Dies liegt daran, dass der Mindesteigenbeitrag nun früher erreicht 
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wird und eine höhere (unverbeitragte) Zulage in den Deckungsstock fließt. Diese 

Erkenntnisse sind Abbildung 9 zu entnehmen. 

 

Abbildung 9: VINT bei Riester-bAV (475 € Zulagenanspruch) in Abhängigkeit des Investitions-
betrags bei Rechtsstand Status quo 

Das Ausmaß der Subventionierung der Riester-bAV im Status quo fällt nicht sonderlich 

hoch aus. Im Ergebnis wird der (durchschnittliche) Sparer nur um ca. 0,5 % bis ca. 

1,5 % im Vergleich zur ausschließlichen Vorsorge durch die gesetzliche RV entlastet. 

Das Ausmaß der Verbesserung durch das BRSG aus Sicht des Sparers wird jedoch 

durch den später folgenden Vergleich mit den Ergebnissen aus Abschnitt 3.2.3 

deutlich. 

3.1.4 Private Altersvorsorge 

Die private Altersvorsorge unterscheidet sich in den Modellrechnungen nur dadurch 

von der betrieblichen Riester-Förderung, dass kein Zulagenanspruch besteht. An-

sonsten ergeben sich keine Änderungen, da bei privater Vorsorge aus voll verbei-

tragtem Entgelt angespart wird und die resultierenden Rückflüsse in der Rentenphase 

nicht der Verbeitragung unterliegen. Der Referenzfall, d.h. die ausschließliche Vor-

sorge durch die gesetzliche RV, zeichnet sich bei unterstellter Nullrendite dadurch aus, 

dass sämtliche Rückflüsse aus zuvor angesparten Beiträgen resultieren und sich damit 

nicht auf die Höhe des bereinigten Gesamtlebenseinkommens auswirken. Es wäre 
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aber falsch, dieses Ergebnis als Gleichbehandlung von gesetzlicher RV und 

individueller Vorsorge zu interpretieren. Die individuelle Vorsorge ist hier so wie zuvor 

auch die bAV keine Alternative zur gesetzlichen RV, sondern erfolgt zusätzlich aus 

dem bereits verbeitragten Einkommen. Rückflüsse hieraus sind sozialversicherungs-

rechtlich nicht erfasst. Dies spiegelt sich darin wider, dass die VINT stets und 

unabhängig vom Einkommen oder Ansparbetrag stets 100 % beträgt. Dies besagt, 

dass ein Arbeitnehmer, der zusätzlich individuell vorsorgt gegenüber einer Vergleichs-

person, die sich nur auf die gesetzliche RV verlässt, nicht diskriminiert wird. Grafisch 

wird dies in Abbildung 10 abgebildet. 

 

Abbildung 10: VINT bei privater Altersvorsorge in Abhängigkeit des Investitionsbetrags bei 
Rechtsstand Status quo 

Dass dieses Ergebnis so nur für den Fall der Nullrendite gilt, zeigt sich bei einem 

Vergleich mit den Ausführungen in Abschnitt 4.3. 

3.1.5 Zwischenfazit 

Mit der VINT wurde eine Maßgröße definiert, die die sozialversicherungsrechtliche 

Behandlung eines Individuums, das ausschließlich über die gesetzliche RV abge-

sichert ist, mit derjenigen eines zweiten Individuums vergleicht, das zusätzlich betrieb-

lich oder individuell vorsorgt. Darin sind die Beiträge zu allen Sozialversicherungs-

zweigen einschließlich der von Arbeitgebern oder dem Rentenversicherungsträger 
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gezahlten Beträgen über die gesamte Erwerbs- und Rentenbezugsdauer berück-

sichtigt. Als Rendite wurde durchweg null angenommen. Eine VINT von 100 % drückt 

eine Nichtdiskriminierung der zusätzlichen Vorsorge aus. Eine VINT kleiner 100 % 

zeigt eine Begünstigung an, eine VINT größer 100 % eine nachteilige Diskriminierung.  

Es zeigt sich, dass mittels bAV vorsorgende Spitzenverdiener mit einem Verdienst 

jenseits der beiden Beitragsbemessungsgrenzen bei normal hohen Vorsorgebeträgen 

diskriminiert werden, da sie von der Abzugsfähigkeit der Beiträge nicht profitieren, ihre 

betrieblichen Zusatzrenten aber verbeitragt werden. Gering- und Durchschnittsver-

diener profitieren von der sozialversicherungsrechtlichen Begünstigung maximal, 

wenn sie im Umfang von 4 % der Beitragsbemessungsgrenze zur gesetzlichen RV 

vorsorgen. Bis zu Beiträgen von ca. 8 % der Beitragsbemessungsgrenze reduziert sich 

die Begünstigung, um sich darüber in eine Diskriminierung zu verwandeln. Die VINT 

beträgt bestenfalls ca. 95 %, die relative Begünstigung mithin ca. 5 %. Bei allen Zahlen 

handelt es sich wohlgemerkt um Durchschnitts- nicht um Marginalbetrachtungen.  

Bei rein vorgelagert verbeitragter privater Altersvorsorge beträgt die VINT stets 100 %. 

Folglich wird ein Arbeitnehmer, der zusätzlich individuell vorsorgt, gegenüber einer 

Vergleichsperson, die sich nur auf die gesetzliche RV verlässt, weder diskriminiert 

noch begünstigt. Die Riester-bAV ist ebenfalls vorgelagert verbeitragt (seit BRSG). 

Hier kommt es zu einer leichten Begünstigung aufgrund der Zulagengewährung.  

3.2 Rechtsstand 2004 bis 2017 

Im vorherigen Abschnitt zum Rechtsstand im Status quo wurden die durchschnittlichen 

Verbeitragungssätze tabellarisch dargestellt. Dies erfolgte ausschließlich dazu, die 

Ermittlung der VINT transparent darzustellen. Ansonsten haben diese Tabellen keine 

besondere Aussagekraft, weshalb in diesem Abschnitt fortan auf eine analoge 

tabellarische Darstellung verzichtet wird. 

3.2.1 Gesetzliche Rentenversicherung 

Bezüglich der gesetzlichen RV haben sich die gesetzlichen Rahmenbedingungen nicht 

geändert. Die Ausführungen aus Abschnitt 3.1.1 gelten somit entsprechend. 

3.2.2 Betriebliche Altersversorgung in Form der Entgeltumwandlung 

Der einige Unterschied im Vergleich zum Rechtsstand nach Inkrafttreten des BRSG 

ist, dass zuvor kein verpflichtender Arbeitgeberzuschuss vorgesehen war. Die 

Verbeitragungsregelungen in Anwartschafts- und Rentenphase sind ansonsten 
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identisch. Aus dieser Erkenntnis resultiert, dass die Unterschiede in der VINT im 

Vergleich zum Rechtsstand im Status quo marginal sind. Dies wird auch aus Abbildung 

11 ersichtlich. 

 

Abbildung 11: VINT bei bAV in Abhängigkeit des Investitionsbetrags bei Rechtsstand 2004-2017 

Die VINT in den einzelnen Rechtsständen werden in Abschnitt 3.3.2 ausführlich 

verglichen, weshalb an dieser Stelle weitere Ausführungen unterbleiben. 

3.2.3 Betriebliche Riester-Förderung 

Bei der betrieblichen Riester-Förderung ergibt sich ein deutlicher Unterschied 

zwischen den Rechtsständen vor und nach Inkrafttreten des BRSG. Vor 2018 wurde 

die Riester-bAV als Paradebeispiel für eine Doppelverbeitragung herangezogen, die 

durch das BRSG abgeschafft werden sollte.31 In Abbildung 12 wird die VINT bei 

betrieblicher Riester-Förderung vor BRSG in Abhängigkeit des Investitionsbetrags 

dargestellt. Es wird ein Sparer mit ausschließlichem Anspruch auf Grundzulage 

betrachtet.32 

                                                             
31  Vgl. dazu ausführlich Menzel (2016).  
32  Um Vergleichbarkeit zu gewährleisten, wird vereinfachend unterstellt, dass die Grundzulage auch 

vor BRSG bereits 175 € betragen hat.  
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Abbildung 12: VINT bei Riester-bAV (175 € Zulagenanspruch) in Abhängigkeit des Investitions-
betrags bei Rechtsstand 2004-2017 

Die VINT liegen nur in den Bereichen unterhalb von 100 %, in denen die Riester-bAV-

Rente die sozialversicherungsrechtliche Freigrenze des § 226 Abs. 2 SGB V nicht 

übersteigt. Sobald diese überschritten wird, steigen die VINT monoton an. In der 

Literatur und auch in der Medienberichterstattung wurde die Attraktivität der Riester-

bAV häufig aufgrund der sogenannten Doppelverbeitragung infrage gestellt. Auch 

Abbildung 12 illustriert, dass diese Vorsorgeform gegenüber der gesetzlichen RV 

diskriminiert wurde. Der Begriff der Doppelverbeitragung wird von den Ergebnissen 

jedoch relativiert. Im von der Abbildung erfassten Bereich (d.h. bis zu Investitions-

beträgen i.H.v. 10 % der Beitragsbemessungsgrenze) steigen die VINT auf maximal 

112,9 % (beim Geringverdiener), 108,7 % (beim Durchschnittsverdiener) bzw. 

105,0 % (beim Spitzenverdiener) an. Von einer doppelt so hohen Verbeitragung wie 

bei ausschließlicher Vorsorge durch die gesetzliche RV kann also nicht die Rede sein. 

Interessant ist außerdem der Vergleich von Riester-geförderter bAV vor BRSG und 

bAV in Form der Entgeltumwandlung seit BRSG (d.h. Abbildung 3) für den Fall des 

Spitzenverdieners. Es zeigt sich, dass die VINT annähernd identisch verlaufen.33 

                                                             
33  Der einzige Unterschied besteht darin, dass bei Riester-bAV zusätzlich eine unverbeitragte Zulage 

i.H.v. 175 € gewährt wird. 
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Sichtbar wird dies beispielhaft bei einem Investitionsbetrag von 10 % der Beitrags-

bemessungsgrenze, wo die VINT jeweils annähernd 105 % beträgt.  

Aus Sicht des Sparers kam es durch die Änderungen des BRSG zu einer deutlichen 

Verbesserung. Für den Geringverdiener mit ausschließlichem Anspruch auf Grund-

zulage wird dies aus Abbildung 13 erkenntlich. 

 

Abbildung 13: VINT eines Geringverdieners bei Riester-bAV (175 € Zulagenanspruch) in Ab-
hängigkeit des Investitionsbetrags im Vergleich der Rechtsstände 

Bei niedrigen Investitionsbeträgen, aus denen Riester-bAV-Renten resultieren, die 

unter der sozialversicherungsrechtlichen Freigrenze liegen, ergibt sich durch das 

BRSG keine Veränderung der VINT. Sobald die Freigrenze jedoch überschritten wird, 

ist eine deutliche Schere zwischen den VINT vor und nach BRSG erkennbar. Die 

insoweit mit dem BRSG beabsichtigten Ziele wurden demnach aus Sparersicht 

erreicht.34 Seit Inkrafttreten des BRSG liegt durchweg eine Subventionierung 

gegenüber der gesetzlichen RV vor.35 

 

                                                             
34  Zielgruppe des BRSG waren ja gerade Geringverdiener. Ihnen steht nun mit der Riester-bAV eine 

weitere Möglichkeit der Altersvorsorge offen, die aufgrund ihres Fördermechanismus einerseits und 
wegen möglicher Kollektivvorteile andererseits lukrativ sein kann.  

35  Vgl. hierzu auch die Ausführungen zu Abbildung 7 und Abbildung 8. 
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3.2.4 Private Altersvorsorge 

Die Ergebnisse aus Abschnitt 3.1.4 gelten unabhängig vom Rechtsstand. 

3.2.5 Zwischenfazit 

Wie die obigen Ergebnisse zeigen, ist bei der bAV in Form der Entgeltumwandlung 

durch das BRSG eine minimal größere Begünstigung der Gering- und Niedrigverdiener 

eingetreten. Hierfür zeichnet der verpflichtende Arbeitgeberzuschuss verantwortlich. 

Auf Spitzenverdiener wirkt sich dieser nicht aus. Die zentrale Verbesserung spielt sich 

bei der Riester-bAV ab. Hier wurde mit dem BRSG auf eine rein vorgelagerte Verbei-

tragung umgestellt, sodass die VINT hier im Vergleich zum Rechtsstand vor BRSG 

deutlich geringer sind und durchgehend eine leichte Begünstigung (VINT kleiner 

100 %) zur gesetzlichen RV eintritt. 

3.3 Rechtsstand bis 2003 

3.3.1 Gesetzliche Rentenversicherung 

Die gesetzlichen Rahmenbedingungen der gesetzlichen RV haben sich nicht geändert. 

Die Ausführungen aus Abschnitt 3.1.1 gelten entsprechend. 

3.3.2 Betriebliche Altersversorgung in Form der Entgeltumwandlung 

Vor 2004 wurde bei Durchführung einer bAV in Form der Entgeltumwandlung in der 

Rentenphase nur der hälftige Beitragssatz in der gesetzlichen KV und PV erhoben. 

Die Auswirkungen auf die VINT ist in Abbildung 14 grafisch dargestellt. 
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Abbildung 14: VINT bei bAV in Abhängigkeit des Investitionsbetrags bei Rechtsstand bis 2003 

Es zeigt sich, dass für den Gering- und Niedrigverdiener im gesamten von der Ab-

bildung betrachteten Bereich (d.h. bis zu 10 % der Beitragsbemessungsgrenze) eine 

Subventionierung gegeben ist. Beim Spitzenverdiener war zwar auch vor 2004 eine 

Mehrverbeitragung gegeben, diese fällt jedoch im Vergleich mit Abbildung 3 deutlich 

geringer aus. Ein Vergleich der drei in diesem Gutachten untersuchten Rechtsstände 

ist für den Geringverdiener Abbildung 15 zu entnehmen.  

Die einzelnen VINT-Verläufe sind jeweils grundsätzlich identisch und wurden bereits 

ausführlich erläutert. Aufgrund des hälftigen Beitragssatzes auf die bAV-Renten war 

die bAV vor 2004 am meisten begünstigt, weshalb sich dessen VINT auch deutlich von 

den beiden anderen absetzt. Die Rechtsstände vor und nach BRSG unterscheiden 

sich dahingegen lediglich geringfügig.36  

 

                                                             
36  Dies liegt, wie bereits erläutert, an dem seit BRSG verpflichtenden Arbeitgeberzuschuss.  
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Abbildung 15: VINT eines Geringverdieners bei bAV in Abhängigkeit des Investitionsbetrags im 
Vergleich der Rechtsstände  

3.3.3 Betriebliche Riester-Förderung 

Es ergeben sich keine Änderungen zu den Ausführungen in Abschnitt 3.2.3. 

3.3.4 Private Altersvorsorge 

Es ergeben sich erneut keine Änderungen zu den Ergebnissen in Abschnitt 3.1.4. 

3.3.5 Zwischenfazit 

Nach der Rechtslage bis 2003 wurden Gering- und Durchschnittsverdiener, die 

zusätzlich bAV betrieben haben, im Vergleich zu heutige stärker begünstigt. Der 

relative Vorteil betrug damals bis zu ungefähr 7 % anstelle von 5 % heute. Vor allem 

aber konnten deutlich höhere Beträge als heute der bAV zugeführt werden, ohne 

dadurch eine sozialversicherungsrechtliche Diskriminierung zu erfahren (VINT größer 

100 %). Dies liegt offensichtlich daran, dass vor 2004 nur der halbe Beitragssatz auf 

bAV-Renten zu zahlen war. Spitzenverdiener waren damals wie heute diskriminiert, 

da sie in der Anwartschaftsphase nie Beiträge zur Sozialversicherung einsparen.  

Betrachtet man erneut Abbildung 15 fällt auf, dass sich je nach Rechtsstand neben der 

absoluten Höhe der Diskriminierung bzw. Subventionierung (vertikale Unterschiede in 

der Abbildung) auch die Bereiche, in denen überhaupt eine Diskriminierung bzw. 

Subventionierung vorliegt (horizontale Spannweite) unterscheiden. Die Schnittpunkte 



Messung der Verbeitragungsintensität von Beiträgen und Rückflüssen 
in der deutschen Alterssicherung 

54 

der VINT mit der 100 %-Horizontalen sind folglich unterschiedlich. So konnte vor 2004 

ein deutlich höherer Betrag der bAV zugeführt werden, ohne dass eine Diskriminierung 

gegenüber der gesetzlichen RV vorlag als in den Jahren danach. Vergleicht man den 

Rechtsstand vor und nach BRSG, fällt auf, dass aufgrund des mit dem BRSG einge-

führten Arbeitgeberzuschusses eine Diskriminierung der bAV heute erst bei höheren 

Investitionsbeträgen eintritt.  
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4 Der Einfluss der Rendite 

Unsere Maßgröße der VINT kommt ohne explizite Berücksichtigung von Renditen der 

verschiedenen Vorsorgesysteme aus. Allerdings hängt die Rentenleistung aller 

kapitalgedeckten Vorsorgeformen von der Rendite ab, die mit der Anlage des aus den 

Beiträgen aufgebauten Deckungsstocks erzielt werden. Auch der nach dem Umlage-

verfahren organisierten gesetzlichen RV wohnt aus Sicht des versicherten Individuums 

eine implizite Rendite inne, die sich aus dem Verhältnis der geleisteten Beiträge zur 

Höhe der im Durchschnitt erzielten Renten ergibt.37 Im Formelapparat sind Renditen 

für alle Vorsorgeformen vorgesehen. Bislang wurde jedoch grundsätzlich eine Rendite 

von Null unterstellt. Dieses Vorgehen kann damit gerechtfertigt werden, dass die Politik 

im Falle der gesetzlichen RV bzw. der Markt im Falle der kapitalgedeckten Vorsorge-

formen für eine angemessene Rendite sorgt und dass ein Vergleich der VINT 

verschiedener Formen der Altersvorsorge auch unabhängig von erwarteten oder 

realisierten Renditen möglich sein muss. Nun werden Renditeeffekte jedoch explizit in 

die Analyse einbezogen. Es wird der Einfluss der zu erwartenden Renditen auf die 

VINT dargestellt. Hierzu werden zunächst einige Vorüberlegungen angestellt, um nur 

solche Renditeannahmen zu treffen, die eine sinnvolle Interpretation erlauben.  

1. Die Anlagerenditen von kapitalgedeckten und nach dem Umlageverfahren 

organisierten Systemen ergeben sich aus unterschiedlichen Faktoren: Die Rendite 

kapitalgedeckter Vorsorge ergibt sich im Wesentlichen aus den im Euroraum 

erzielbaren Renditen von Anlagen mit geringem Risiko. Die Rendite der gesetz-

lichen RV hängt, abstrahiert man von der Möglichkeit gesetzgeberischer Eingriffe, 

von der gesetzlichen Rentenformel und damit vom künftigen Wachstum der 

Erwerbsbevölkerung sowie der Gehälter ab. Beide Größen werden daher nur 

zufällig identisch sein. Es gibt aber auch keine Anhaltspunkte dafür, dass das eine 

oder das andere System systematisch bedingt höhere Renditen liefert. 

2. Wollte man die erwartete, nominale Rendite der gesetzlichen RV zur Messung der 

VINT verwenden, so genügt es nicht, diese zu schätzen. Zusätzlich müssten 

Prognosen darüber abgegeben werden, wie die Beitragsbemessungsgrenzen in 

                                                             
37  Für die Zwecke dieses Gutachtens wird dabei weiterhin nur auf die im Durchschnitt zu erwartenden 

Rentenbezugsdauern abgestellt. Die von einzelnen Individuen bis zu ihrem Tod tatsächlich 
realisierten Renditen sind hier ohne Belang. 
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allen Zweigen der Sozialversicherung angesichts künftiger Gehaltssteigerungen 

angepasst werden. Derartige Prognosen würden den Rahmen dieses Gutachtens 

sprengen. Ohne Anpassung der Beitragsbemessungsgrenzen resultieren im 

Modell bereits für einen Geringverdiener bei einer Verzinsung der bAV und der 

gesetzlichen RV von jeweils 2 % hohe, weitgehend beitragsfreie Rentenleis-

tungen.38 Entsprechend sinkt die VINT im Modell dramatisch (vgl. Abbildung 16). 

Dieses Ergebnis ist jedoch ein Artefakt, das auf nicht konsistent getroffenen 

Annahmen beruht. 

 

Abbildung 16: VINT bei bAV in Abhängigkeit des Investitionsbetrags bei Rechtsstand Status quo 
und einer Rendite von 2 % p.a. (sowohl bei gesetzlicher Rentenversicherung als auch bAV) 

3. Aus dem vorstehenden Punkt ist deshalb zu folgern, dass es zweckmäßig ist, 

bezüglich der gesetzlichen RV weiterhin mit einer Nullverzinsung zu operieren. 

Dies bedeutet, dass diesbezüglich alle Rechengrößen auf nominale Größen des 

Jahres 2019 eingefroren sind. 

4. Für die kapitalgedeckten Formen der Zusatzversorgung folgt hieraus für die 

Modellierung, dass nicht deren absolute, realisierbare Renditen, sondern nur die 

Renditedifferenz zur gesetzlichen RV Berücksichtigung finden darf. Der Einfluss 

von Renditeunterschieden zwischen den Systemen wird daher im Folgenden 

                                                             
38  Für kapitalgedeckte, langfristige Anlagen kann eine Rendite von 2 % p.a. als aktuell realistisch 

angesehen werden. 
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untersucht, indem für die kapitalgedeckten Vorsorgeformen dauerhaft konstante 

Renditen in einer Bandbreite von -1 % bis +1 % angenommen werden.39  

4.1 Betriebliche Altersversorgung in Form der Entgeltumwandlung 

Unter o.g. Annahmen werden nun die VINT für vier unterschiedliche „Differenz-

renditen“ der bAV dargestellt. Dabei werden eine Überrendite der bAV i.H.v. 1 % p.a. 

bzw. 0,5 % p.a und eine Minderrendite der bAV i.H.v. 1 % p.a. bzw. 0,5 % p.a. 

angenommen. Wie in den bisherigen Darstellungen auch, ist auf der Ordinate die VINT 

und auf der Abszisse der Investitionsbetrag in Relation zur Beitragsbemessungs-

grenze der allgemeinen RV abgetragen. Aus Gründen der Darstellung wird auf eine 

vollständige Achsenbeschriftung in nachfolgender Abbildung 17 verzichtet.  

1 % Überrendite bAV         0,5 % Überrendite bAV 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

1 % Minderrendite bAV        0,5 % Minderrendite bAV 

Abbildung 17: Einfluss der Rendite auf die VINT bei bAV in Form der Entgeltumwandlung 

Aus Abbildung 17 ist ersichtlich, dass die VINT recht robust gegenüber den ange-

nommenen Renditedifferenzen ist. Die maximale Begünstigung eines Gering- oder 

                                                             
39  Aus Vereinfachungsgründen verzichten wir auf die Modellierung einer um Null schwankenden 

Renditedifferenz. Die Modellierung wäre sehr aufwendig, im Ergebnis ist aber kein oder fast kein 
Unterschied zum Ausgangsmodell mit Nullrendite zu erwarten, weil die Rentenleistung annähernd 
gleich hoch ausfallen muss, wie bei einer konstanten Rendite von Null. 
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Durchschnittsverdieners mit bAV verändert sich im niedrigen einstelligen Prozent-

bereich und erreicht ihr Maximum immer bei Beiträgen zur bAV in Höhe von 4 % der 

RV. Interessanter ist eine andere Beobachtung: Überrenditen der bAV gegenüber der 

gesetzlichen RV bewirken, dass höhere Beiträge zur bAV geleistet werden können, 

bevor, die VINT 100 % erreicht und aus der Begünstigung eine Diskriminierung wird. 

So können bei 0,5 % Überrendite 10 % der Beitragsbemessungsgrenze zur gesetz-

lichen RV aufgewendet werden, ohne eine Diskriminierung zu erfahren. Bei Minder-

renditen tritt allerdings der umgekehrte Effekt ein.  

4.2 Betriebliche Riester-Förderung 

Analog zu dem vorangehenden Abschnitt wird nun der Einfluss der Rendite auf die 

Riester-bAV dargestellt. Es werden erneut Renditedifferenzen von + 1 % p.a., + 

0,5 % p.a., - 1 % p.a. und - 0,5 % p.a. angenommen.  

                         1 % Überrendite Riester-bAV                          0,5 % Überrendite Riester-bAV 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                      1 % Minderrendite Riester-bAV                          0,5 % Minderrendite Riester-bAV 

Abbildung 18: Einfluss der Rendite auf die VINT bei betrieblicher Riester-Förderung 

Anhand von Abbildung 18 wird deutlich, dass Mehrrenditen (höheren Renten) 

vorteilhaft und Minderrenditen (geringere Renten) nachteilig auf die VINT der Riester-

bAV wirken. Dies ist bei dieser vorgelagert verbeitragten Vorsorgeform so auch zu 
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erwarten, da bei Mehrrenditen höhere Renten resultieren, die in der Rentenphase 

beitragsfrei sind. Bei Minderrenditen gilt das Gegensätzliche.  

4.3 Private Altersvorsorge 

Untenstehende Abbildungen zeigen den Einfluss der Rendite auf private Alters-

vorsorgeformen. 

                        1 % Überrendite priv. Vorsorge            0,5 % Überrendite priv. Vorsorge 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                    1 % Minderrendite priv. Vorsorge              0,5 % Minderrendite priv. Vorsorge 

Abbildung 19: Einfluss der Rendite auf die VINT bei privaten Altersvorsorgeformen 

Auf die individuelle Vorsorge wirken Renditedifferenzen zwischen umlagefinanzierter 

gesetzlicher RV und kapitalgedeckten Vorsorgeformen genau wie auf die Riester-

geförderte bAV. In beiden Fällen erfolgt die Verbeitragung ausschließlich vorgelagert. 

Die sich ergebenden (kleinen) Unterschiede zur Riester-bAV sind auf die dortige 

Zulagengewährung zurückzuführen. Bei vorgelagerter Verbeitragung bleibt die 

Zulage, die sich letztlich in höheren Renten auswirkt, unverbeitragt.  
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5 Zusammenfassung der Ergebnisse 

Mit der VINT wurde eine Maßgröße definiert, die die sozialversicherungsrechtliche 

Behandlung eines Individuums, das ausschließlich über die gesetzliche RV abge-

sichert ist, mit derjenigen eines zweiten Individuums vergleicht, das zusätzlich 

betrieblich oder individuell vorsorgt. Darin sind die Beiträge zu allen Sozialver-

sicherungszweigen einschließlich der von Arbeitgebern oder dem Rentenver-

sicherungsträger gezahlten Beträge über die gesamte Erwerbs- und Renten-

bezugsdauer berücksichtigt. Als Rendite wurde zunächst durchweg null angenommen. 

Eine VINT von 100 % drückt eine Nichtdiskriminierung des Individuums, das zusätzlich 

vorsorgt, aus. Eine VINT kleiner 100 % zeigt eine Begünstigung an, eine VINT größer 

100 % eine nachteilige Diskriminierung.  

 

Abbildung 20: VINT bei bAV in Abhängigkeit des Investitionsbetrags bei Rechtsstand Status 
quo40 

Vorstehende Abbildung 20 zeigt für den geltenden Rechtsstand, dass vorsorgende 

Spitzenverdiener jenseits der beiden Beitragsbemessungsgrenzen bei normal hohen 

Vorsorgebeträgen zur bAV diskriminiert werden, da sie von der Abzugsfähigkeit der 

                                                             
40  Diese Abbildung entspricht grundsätzlich Abbildung 3. Es werden jedoch nur Investitionsbeträge bis 

zu 10 % der Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen RV abgetragen.  
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Beiträge nicht profitieren, ihre betrieblichen Zusatzrenten aber verbeitragt werden. 

Gering- und Durchschnittsverdiener profitieren von der sozialversicherungsrechtlichen 

Begünstigung maximal, wenn sie im Umfang von 4 % der Beitragsbemessungsgrenze 

zur gesetzlichen RV vorsorgen. Bis zu Beiträgen von 8 % dieser Beitragsbemessungs-

grenze reduziert sich die Begünstigung, um sich darüber in eine Diskriminierung zu 

verwandeln. Die VINT beträgt bestenfalls 95 %, die relative Begünstigung mithin 5 %. 

Bei allen Zahlen handelt es sich wohlgemerkt um Durchschnitts- nicht um Marginal-

betrachtungen. 

Die folgende Abbildung 21 stellt diese Zusammenhänge noch einmal anders dar, 

indem die VINT als Funktion des Bruttogehalts für drei verschiedene Ansparbeträge 

dargestellt wird. Eine Begünstigung aus der Entgeltumwandlung erfahren alle 

Arbeitnehmer mit einem Bruttogehalt unterhalb der Beitragsbemessungsgrenze zur 

KV und PV. Diese fällt umso höher aus, je geringer das Bruttogehalt ist, man könnte 

also von einer degressiven Förderung sprechen.  

 

Abbildung 21: VINT bei bAV mit 1.500 €, 3.000 € bzw. 6.000 € jährlichem Bruttoansparbetrag in 
Abhängigkeit des Bruttogehalts bei Rechtsstand Status quo41 

Über diese Beitragsbemessungsgrenze hinaus verschwindet die Begünstigung bzw. 

verwandelt sich bei einem Umwandlungsbetrag von 6.000 € in eine Diskriminierung. 

                                                             
41  In dieser Abbildung sind Abbildung 5 und Abbildung 6 zusammengefasst. Zusätzlich wurde noch der 

Fall aufgenommen, in dem 1.500 € jährlich in die bAV investiert werden.  
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Jenseits der Beitragsbemessungsgrenze zur gesetzlichen RV tritt grundsätzlich eine 

Diskriminierung ein, da nunmehr beitragsfreie Entgeltbestandteile verwendet werden, 

um KV- und PV-pflichtige Rentenansprüche zu erwerben. Zusammenfassend kann 

festgehalten werden, dass die bAV über Entgeltumwandlung in externen Durch-

führungswegen eine der Höhe nach begrenzte und mit steigendem Bruttogehalt 

sinkende sozialversicherungsrechtliche Förderung erfährt.  

Nach den Rechtsständen 2004 bis 2017 und bis 2003 traten sehr ähnliche Effekte auf. 

Zusatzvorsorge durch Spitzenverdiener wurde diskriminiert. Die Begünstigung der 

Gering- und Durchschnittsverdiener war bis 2003 höher als nach geltender Rechts-

lage. Insbesondere führte freiwillige Vorsorge in höherem Umfang nicht dazu, dass die 

Begünstigung in eine Diskriminierung umkippt. Durch den verpflichtenden Arbeitgeber-

zuschuss des BRSG ist die heutige Rechtslage etwas günstiger als noch vor BRSG.   

Allen Berechnungen liegen aktuelle Geldeinheiten und eine Fortschreibung der 

heutigen Rechtslage zugrunde. Insbesondere werden auch die Beitragsbemessungs-

grenzen über den Berechnungszeitraum konstant gehalten. Damit konsistent wird in 

allen Berechnungen eine Rendite von null angenommen. Alternativ hätten alle 

Rechengrößen, insbesondere die Gehaltsentwicklung, die Beitragsbemessungsgren-

zen und die nominalen Renditen in gesetzlicher RV und kapitalgedeckter Vorsorge 

prognostiziert werden müssen. Dies wird aus Vereinfachungsgründen nicht vorge-

nommen. Stattdessen werden geringe, aber dauerhafte Renditedifferenzen zwischen 

gesetzlicher RV einerseits und kapitalgedeckten Anlagen andererseits im Bereich von 

+1 % p.a. bis -1 % p.a. simuliert. Die beobachteten VINT verändern sich dadurch nur 

geringfügig. Eine Ausnahme stellen diejenigen Vorsorgeformen dar, die ausschließlich 

vorgelagert verbeitragt werden, namentlich die Riester-geförderte bAV und die 

individuelle Vorsorge. Diese erfahren bei einem Renditevorteil (Renditenachteil) 

gegenüber der gesetzlichen RV eine stärkere (geringere) sozialversicherungs-

rechtliche Begünstigung. 

Die Befunde sind außerdem relativ robust gegen Variationen der Dauer der Anwart-

schaftsphase und/oder der Rentenbezugsdauer, da die VINT als relatives Maß 

definiert ist, sodass sowohl die betrachtete Vorsorgeform im Zähler als auch der Ver-

gleichsmaßstab gesetzliche RV im Nenner auf ähnliche Weise betroffen sind.  

Die vorliegenden Berechnungen geben auch Hinweise auf nicht unmittelbar ersicht-

lichen gesetzgeberischen Handlungsbedarf. So könnte beispielsweise überlegt 
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werden, die bAV aus sozialversicherungsrechtlicher Sicht attraktiver zu gestalten, 

indem die Freigrenze des § 226 Abs. 2 SGB V in einen Freibetrag umgewandelt wird. 

Damit könnte der in den vorherigen Abbildungen ersichtliche Knick der VINT bei Über-

schreitung der Freigrenze (vgl. Abbildung 22) vermieden werden.  

 

Abbildung 22: VINT eines Geringverdieners bei bAV in Abhängigkeit des Investitionsbetrags im 
Vergleich von Freigrenze zu Freibetrag 

Sparer, die in der aktuellen Rechtslage mit ihren Bruttorenten die Freigrenze 

geringfügig überschreiten, werden schlechter gestellt als diejenigen, die niedrigere 

Renten erzielen und mithin in der Anwartschaftsphase einen geringeren Betrag in die 

bAV investiert haben. Im Ergebnis werden damit diejenigen diskriminiert, die mehr 

sparen. Dies ist aus ökonomischer Sicht schwer zu rechtfertigen, ein negativer Anreiz 

entsteht daraus aber vermutlich kaum. Denn um diesen zu erkennen, erfordert es ein 

ausgesprochen gutes Verständnis der Zusammenhänge. Es ist aber damit zu rechnen, 

dass sich eine Vielzahl von Personen im Rentenbezugsalter des Umstands bewusst 

werden könnten, z.B. weil sie durch eine geringfügige Betriebsrentenerhöhung die 

Freigrenze durchbrechen. Dem dann vorstellbaren politischen Ärger ließe sich durch 

eine entsprechende Reform leicht schon heute vorbeugen.  

Mit dem in diesem Gutachten aufgestellten Rechenmodell lassen sich auch die 

Auswirkungen auf die VINT einer weiteren aktuell diskutierten Reformidee abbilden. 

Die Rückkehr zum hälftigen Beitragssatz auf die bAV-Renten entspricht bis auf die 
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zusätzlich zu berücksichtigende Weitergabeverpflichtung eingesparter Sozialversiche-

rungsbeiträgen dem Rechtsstand bis 2003 (𝑉𝐼𝑁𝑇a41rsst).42 Nach gleichem Schema 

ließen sich auch weitere Reformmaßnahmen abbilden und für unterschiedliche Fall-

konstellationen anhand der hier definierten Maßzahl VINT bewerten. 

 

                                                             
42  Vgl. dazu Abbildung 14. 
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